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247 1. Kumulationsprinzip und bundesstaatliche Kompetenzordnung

Literatur (Auswahl); Dal'Y Ulrike, Zur Bedeutung des bunde ·sl:1:1.tlichen Rück­
sich1nahmegebotes für Norrnen.konnikte, ÖJZ 1986, 255 rr. 298 ff; Funk, Das System der 
bundesstaatlichen Kompetenzverteilung im lichte der Verfassungsrechtsprechung 
(1980); Fun.k, Die neuen Umweltschutzkompetenzen des Bundes, i-n: Walter (Hrsg). 
Verfassungsän.derungen 1988 ( 1989) 63 ff: Krzizek, Die Genehmigung der gewerblichen 
Betriebsanlage ( 1964); Mayer, Genehmigungskonkurrenz und Verfahrenskonzcntntion 
(l 985); Morscher, Die Gewerbekompetenz des Bundes ( 1987 ): Neuho/er. Verhandlungs-
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und �.ntscheidungskonzentration am Beispiel einer gewerblichen Betriebsanlage, in: 
Aus Osterreichs Rechtsleben in Geschichte und Gegenwart, Festschrift für Ernst 
C. Hellbling zum 80. Geburtstag (1981) 28 1 ff; Pernthaler, Kompetenzverteilung in der
Krise ( 1989); Schäffer, Verfassungsinterpretation in Österreich ( 197 1) 83 ff· Schwarzer
Die neuen Luftreinhaltungskompetenzen des Bundes, ÖZW 1989, 47 ff. '

Der Ausdruck „gewerbliche Betriebsanlage" ist eine rechtliche Kurzfor­
mel für in aller Regel komplizierte Lebenssachverhalte mit Bezügen zu vielen 
Gebieten des öffentlichen Rechts. Für Errichtung und Betrieb einer BA bedarf 
es daher nicht nur der Genehmigung nach den einschlägigen gewerberechtli­
chen Bestimmungen (§§ 74 ff GewO), sondern auch der Berücksichtigung 
einer Vielzahl anderer Verwaltungsvorschriften. Dabei hat jede Behörde die in 
ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Aufgaben wahrzunehmen. Dieser -
„Kumulationsprinzip" genannte - Grundsatz führt idR dazu, daß für eine BA 
mehrere Bewilligungen erteilt werden müssen. 

Freilich ist dies nicht immer der Fall: Im Bereich der verschiedenen 
bundesgesetzlich angeordneten Genehmigungspflichten (zB Arbeitnehmerschutz, 
Strahlenschutz, Forstrecht) finden sich vielfache Formen der Verfahrenskonzen­
tration (näher dazu Neuhofer und Mayer): So haben die Gewerbebehörden häufig 
im Anlagengenehmigungsverfahren die einschlägigen Schutzbestimmungen ande­
rer Verwaltungsgesetze (zB LRG-K, ForstG, ASchG) zu beachten, sodaß die 
Notwendigkeit einer separaten Genehmigung nach dem jeweils anderen Verwal­
tungsgesetz entfällt. Diese Form der Verfahrenskonzentration (Bewilligungskon­
zentration) ist allerdings nur innerhalb eines Kompetenzbereiches (Bund oder 
Land) zulässig: Eine bundesrechtliche kann eine landesrechtliche Bewilligung 
nicht mitumfassen (und umgekehrt); vgl aber die verfassungsrechtliche Ausnahme 
in § 29 Abs 13 .A WG. Manchmal ist auch eine gemeinsame mündliche Verhand­
lung, aber die getrennte Erlassung von Bescheiden vorgesehen (Verhandlungskon­
zentration - zB bei der baurechtlichen und gewerberechtlichen Genehmigung). 

Die Ursache für die skizzierte Rechtslage liegt in der bundesverfassungs-
rechtlichen Kompetenzverteilung (Art l O bis 15 B-VG), die iS einer strikten 
Trennungsordnung die Gesetzgebungs- und Vollziehungsaufgaben auf Bund 
und Länder aufteilt. Die Abgrenzung der einzelnen Kompetenztatbestände 
und damit der auf ihnen aufbauenden Regelungen erfolgt zunächst nach der 
allgemein akzeptierten Versteinerungstheorie (VfSlg 4883/1964, 5019/1965, 
5679/ l 968 ua), nach der ein Kompetenztatbestand in jenem Sinn zu verstehen 
ist, der ihm bei Inkrafttreten (grundsätzlich: 1. 10. 1925) eigen war (näher dazu 
s Stolzlechner, Die bundesverfassungsrechtlichen Grundlagen des Betriebsan­
lagenrechts Rz 242, 2.1). 

Es hat sich immer wieder gezeigt, daß sich Lebenssachverhalte nicht 
schematisch einem bestimmten Kompetenztatbestand zuordnen lassen; viel­
fach erweist sich ein und derselbe Sachverhalt unter verschiedenen Gesichts­
punkten einer differenzierenden kompetenzrechtlichen Beurteilung zugäng­
lich. Diesem Umstand trägt die „Gesichtspunktetheorie" (VfSlg 7792/ l 976, 
8035/ 1977, 8195/ 1977 ua) Rechnung, die - ungeachtet der Kompetenztren­
nung und des grundsätzlichen Fehlens konkurrierender Zuständigkeiten -
dem Bundes- und Landesgesetzgeber erlaubt, denselben Sachverhalt (hier: die 
BA) unter verschiedenen „Gesichtspunkten" (Gewerberecht, Baurecht, Forst-
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recht, Arbeitnehmerschutz etc) zu regeln (n1iher dazu s Stolzlcchner. Die bun­
desverfassungsrechtlichen Grundlagen des Betriebsanlagenrechts Rz 242, 2.4). 

Als zulässig erachtet es der VfGH, daß im Rahmen derart kumulativer 
Regelungen auch an rechtliche Ergebnisse „fremder Kompetenzbereiche" 
sachverhaltsmäßig angeknüpft wird (VfSlg 3164/ 1957, 4708/ l 964, 5985/ 
1969); die Berücksichtigung fremder Regelungsziele ist gleichfalls erlaubt 

(VfSlg 7138/1973, 7658/1975; auch dazu s Stolzlechner, Die bundesverfas­
sungsrechtlichen Grundlagen des Betriebsanlagenrechts Rz 242, 2.6). 

Der VfGH hat darüber hinausgehend - allerdings in anderem Zusam­
menhang - eine gegenseitige verfassuogsgesetzliche Rücksichtnahmepflicht der 
Gesetzgeber anerkannt, die dann verletzt wird, wenn ein Gesetzgeber den 
Regelungszielen des anderen Gesetzgebers in exzessiver Weise zuwiderlaufen­
de Regelungen erläßt (VfSlg 10.292/1984; dazu U. Davy und Pernthaler 57 ff; 
vgl auch die Rechtsprechung des VfGH zur Abgrenzung von Landes-Raum­
ordnu;gs- und Bundes-Gewerbekompetenz in bezug auf Einkaufszentren - s 
unten 19.1 und Morscher 99ff). 

Die skizzierte VfGH-Jud zur bundesstaatlichen Kompetenzverteilung konn­
te nicht verhindern, daß vielfach Bedenken an der kompetenzrechtlichen Zulässig­
keit einzelner Gesetzesvorschriften (zB im ForstG), aber auch ganzer Gesetze (zB 
LRG-K. früher DKEG) entstanden sind. Diese Zweifel wurden jedoch für den 
hier relevanten Bereich durch die B-VG-Nov 1988 weitgehend beseitigt: Mit 1. 1. 

1989 verfügt der Bund über die Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz für 
.,Luftreinhaltung, unbeschadet der Zuständigkeit der Länder für Hei7:un_gsan_la­
gen" und für „Abfallwirtschaft hinsichtlich gefährlicher Abfälle, hins1chthch 
anderer Abfälle nur soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschrif­
ten vorhanden ist" (Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG idF BGBI 1988/685). Die Übergangs­
bestimmungen dieser B-VG-Nov haben allerdings neue Unsicherheiten geschaf ­
fen (vgl unten 4.4 und 6.5)

248 2. Arbeitnehmerschutz

Rechtsquellen: ArbeitnehmerschutzG (ASchG) BGBI 1972/234 i�F zuletzt 
BGBl 1989/650; Allgemeine ArbeitnehmerschutzV (AAV) BGBI 1983/218 1dF zuletzt 
BGBl 1987/593 sowie weitere DVen zum ASchG (Übersicht in f1ore11a-Spielbüch/er­
Strasser 334f); ArbeitsinspektionsG 1974 (ArblG 1974) BGB! 143.

Literatur (Auswahl): Azizi, Gewerbliches Belriebsanlagenrecht und Arbeitnehmer­
schutzrecht, ÖZW 1980, 40ff; B. Davy, Betriebliche Anlagengenehmigung, Berufsscha­
densverhütung und technische Sachverständige, ZAS 1987, 37 ff: f1ore11a-Spielbüchler­
Strasser, Arbeitsrecht 13 (1988) 326ff.

2.1 Der Schutz der in einer BA beschäftigten Personen richtet sich nicht 
nach der GewO 1973, sondern nach dem ASchG. Dabei geht es um den sog 
technischen Arbeitnehmerschutz (Gefahrenschutz), also um jene Maßnah­
men, die der Verhinderung beruflich bedingt_er Unfälle und Erkrankungen 
dienen (§ 2 ASchG). Allgemeiner Schutzzweck des betrieblichen Arbeitneh­
merschutzes ist der Schutz des Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer 
bei ihrer beruflichen Tätigkeit (§ l ASchG); ein Belästigungsschutz für 
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Arbeitnehmer ist hingegen nicht vorgesehen. Der geschützte Personenkreis ist 
umfassend: Erfaßt werden alle in Betrieben im Rahmen eines (faktischen) 
Beschäftigungs- bzw Ausbildungsverhältnisses stehenden Arbeitnehmer, un­
geachtet der Dauer des Arbeitsvertrages (§ 1 Abs 5 ASchG). 

2.2 Der Umstand allein, daß Arbeitnehmer in einem Betrieb gefährdet 
werden können, begründet noch nicht die Genehmigungspflicht der BA nach 
der GewO, weil es sich beim Arbeitnehmerschutz um keinen Genehmigungs­
tatbestand des § 74 Abs 2 GewO handelt. Unterliegt aber eine BA aus einem 
der in § 74 genannten Gründe der Genehmigungspflicht, dann hat die Behörde 
den Schutz der Arbeitnehmer nach § 27 Abs 2 ASchG wahrzunehmen: Sie hat 
im Genehmigungsverfahren die Belange des Arbeitnehmerschutzes zu berück­
sichtigen und die zum Schutz des Lebens und der Gesundheit der Arbeitneh­
mer notwendigen Bedingungen und Auflagen iSd § 24 ASchG und der DVen 
dazu vorzuschreiben. Ist hingegen keine Genehmigungspflicht gegeben, so 
erfolgt die Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes durch gesonderte Auf­
träge der zuständigen Behörde (BezVerwBeh § 30 ASchG). 

2.3 Zu den verfahrensrechtlichen Besonderheiten zählt, daß im gewer­
bebehördlichen BA-Verfahren nicht den Arbeitnehmern selbst, sondern 
ausschließlich dem Arbeitsinspektorat Parteistellung zukommt (§ 8 ArbIG 
iVm § 359 Abs 2 und 3 GewO). Das Arbeitsinspektorat ist daher befugt, 
entsprechende Stellungnahmen zu erstatten und Anträge zu stellen; das 
Berufungsrecht bzw das Recht, Beschwerde an den VwGH zu erheben, steht 
ihm nur insoweit zu, als seinen Anträgen bzw Stellungnahmen im Genehmi­
gungsbescheid nicht vollinhaltlich Rechnung getragen wurde(§ 9 ArblG iYm 
§ 359 Abs 4 GewO). Das Arbeitsinspektorat kann schließlich auch dann gegen
einen Genehmigungsbescheid berufen, wenn es im Verfahren „übergangen"
wurde (§ 8 Abs 3 ArbIG). Siehe dazu auch oben Kinscher, Zulässige und
unzulässige Einwendungen Rz 225, 2.3.

Abgesehen von den skizzierten Mitwirkungsrechten im eigentlichen Geneh­
migunl?,sverfahren hat das Arbeitsinspektorat aber auch umfassende Kontroll­
und Überwachungsrechte gegenüber den Betrieben (§ 3 ArbIG): es kann -
unabhängig von einem gewerberechtlichen Verfahren - ein „beschleunigtes 
Verfahren" vor der BezVerwBeh zur Erlassung arbeitnehmerschutzrechtlicher 
Verfügungen in Gang setzen und gegen dessen Ergebnis Rechtsmittel einlegen(§ 7
ArblG). Bei Gefahr in Verzug ist das Arbeitsinspektorat ermächtigt, anstelle der 
Gewerbebehörde einstweilige Verfügungen zum Arbeitnehmerschutz zu erlassen 
(§ 7 Abs 3 Arb IG).

2.4 Zum Schutz der nicht den Bestimmungen des ASchG unterliegen­
den mittätigen Familienangehörigen s Wend/, Die Gefährdung des Lebens und 
der Gesundheit Rz 177; zum Schutz der Arbeitnehmer eines benachbarten 
Betriebes s Lexikon „Arbeitnehmer" Rz 9. 

2.5 Nachbarn können rechtmäßigerweise keine Einwendungen aus 
dem Gesichtspunkt des Arbeitnehmerschutzes erheben (Umkehrschluß aus 
§ 74 Abs 2 iVm § 356 Abs 3 GewO).
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249 3. Forstrecht (Rodungen)

Rechtsquelle: ForstG 1975, BGBI 440 idF zuletzt BGBI 1987/576. 

Literatur: Bobek-Plattner-Reind/, Forstgesetz 1975 ( 1977); Hauer, Zur Ausle­
gung des § 17 Forstgesetz 197 5, ZfV 1977, 117 ff; Kalss, Forstrecht ( 1990) Wohanka­
Stürzenbecher, Forstgesetz 19752 ( 1990). 

3.1 Benötigt eine BA Waldboden, so ist dafür eine Rodungsbewilligung
nach § 17 ForstG erforderlich. Diese Bewilligung ist von der BezVerwBeh zu 
erteilen, wenn ein konkretes öffentliches Interesse das Interesse an der 
Erhaltung dieses Waldstückes überwiegt(§ 17 Abs 2 ForstG); dabei handelt es 
sich um keine Ermessens-, sondern um eine gebundene Entscheidung. Das 
Privatinteresse an der Errichtung eines Betriebes allein reicht also nicht; die 
private Betriebsgründung muß auch im öffentlichen Interesse liegen. (Aus­
führliche Entscheidungsrichtlinien finden sich im Rodungserlaß des BM für 
Land- und Forstwirtschaft v 4. 4. 1977, Zl 12.170/01-1 2/77, abgedruckt in: 
Bobek-Plattner-Reindl 485 ff.) Gegen die Erteilung der Rodungsbewilligung 
steht dem BM für Land- und Forstwirtschaft eine Amtsbeschwerde an den 
VwGH offen (§ 170 Abs 8 ForstG). 

Eigentilmer von an zur Rodung beantragten Waldnächen angrenzenden 
Waldnächen (§ 19 Abs 4 lit d ForstG) können im Recht auf Versagung der 
Rodungsbewilligung wegen Mißachtung des Deckungsschutzes (§ 14 Abs 3 
ForstG) verletzt sein (VwSlg 10.835 A/1982; VwGH 26. 2. 1987, 86/07/0224, 
0225). 

3.2 Zur forstrechtlichen Bewilligungspflicht für Anlagen, die forst­
schädliche Luftverunreinigungen verursachen, s unten 4.2. 

250 4. Luftreinhaltung

Die Reinhaltung der Luft ist Gegenstand der gewerberechtlichen BA-Ge­
nehmigung zunächst insoweit, als durch Emissionen die Schutzgüter des § 74 
Abs 2 GewO berührt werden. Außerdem hat die Gewerbebehörde im Geneh­
migungsbescheid Emis ionen von Luftschadstoffen jedenfa�ls nach �km 
Stand der Technik zu begrenzen(§ 77 Abs 3 GewO). Näheres h1ezu s Lexikon 
„Genehmigung (Voraussetzungen)" Rz 49, , Luftverunreinigungen'' Rz 76 
sowie Wend/, Die Gefährdung des Lebens und der Gesundheit Rz 176, 
Kinscher. Die Belästigung der Nachbarn Rz 186 und Wend/. Zulässige und 
unzulässige Auflagen Rz 276, 9.1. 

Neben diesen gewerberechtlichen Bestimmungen bestehen schließlich 
mehrere Sondervorschriften zur Luftreinhaltung, die ebenfalls auf BAen 
Anwendung finden können. 

4.1 Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen

Rechtsquellen: LuftreinhalteG für Kesselanlagen (LRS,-Kl BGBI 1988/380; Luft­
reinhalteV für Kesselanlagen 1989 (LRV-K 1989) BGBI 19 1dF BGBl 1990/134. 

,.,,,., 
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Literatur: Donninger, Betriebsanlagenrecht und verwandte Rechtsgebiete (Wifi­
Schriftenreihe „ Rationalisieren" Nr. 191, 1988) 65 ff; List-Schwarzer- Wisch in, Luft­
reinhaltungsrecht für Betriebsanlagen ( 1990); Schäfer, Prinzipien der Umweltpolitik, 
und Rechtsgrundlagen des Immissionsschutzes in Österreich, Gesundheit & Umwelt 
1989/ I und 2, 75 ff (91 ff); Schwarzer, Österreichisches Luftreinhaltungsrecht ( 1987) 
91 ff; Schwarzer-List, Betriebsanlagenrecht und Luftreinhaltungsgesetz (1989); Sprinzl, 
Die Luftreinhalteverordnung für Kesselanlagen 1989, Gesundheit & Umwelt 1989/1 
und 2, 122 ff. 

4.1.1 Nach dem LRG-K, das mit 1. 1. 1989 an die Stelle des DKEG 
getreten ist, bedürfen Errichtung und Inbetriebnahme von ortsfesten, emis­
sionsverursachenden Dampfkesselanlagen (§ 1 Abs 2 LRG-K), deren Brenn­
stoffwärmeleistung 50 kW übersteigt, einer eigenen Genehmigung (§ 4 LRG­
K; Warmwasserkessel werden dagegen vom LRG-K nicht erfaßt). Für die 
Genehmigungspflicht ist unbeachtlich, in welcher Verwendung die Dampfkes­
selanlage steht (gew BA, Kraftwerk, Beheizung privater Wohnanlagen); im 
vorliegenden Zusammenhang geht es aber ausschließlich um in gew BAen 
verwendete Dampfkesselanlagen. Genehmigungsvoraussetzungen sind die 
Einhaltung bestimmter Emissionsgrenzwerte und - in Orientierung an § 77 
GewO - die Vermeidung von Gefährdungen des Lebens und der Gesundheit 
von Menschen, von Gefährdungen des Eigentums oder sonstiger dinglicher 
Rechte der Nachbarn sowie die Beschränkung von Belästigungen der 
Nachbarn auf ein zumutbares Ausmaß(§ 4 Abs 7 LRG-K). 

Darüber hinaus gilt der allgemeine Grundsatz, daß Dampfkesselanlagen 
so errichtet, ausgerüstet und betrieben werden müssen, daß nach dem „Stand 
der Technik" vermeidbare Emissionen und Umweltbelastungen unterbleiben 
(§ 2 Abs I LRG-K). Das Prinzip „Stand der Technik" bedeutet, daß die
technische Ausrüstung der Dampfkesselanlagen im Hinblick auf die Emis­
sionsvermeidung zum Zeitpunkt der Erstgenehmigung auf dem neuesten
Entwicklungsstand sein muß, gleichgültig, ob die Umwelt bereits belastet ist
oder nicht (Ausschluß einer sog „Lage-Rente"; ,. Vorsorgeprinzip"). Siehe
auch Lexikon „Stand der Technik" Rz 100.

Die wirtschaftliche Zumutbarkeit entsprechender Aunagen spielt dabei 
keine Rolle. Eine Änderung des Standes der Technik nach Rechtskraft der 
Genehmigung (auch wenn sie Niederschlag in einer neuen LRV-K findet) 
berechtigt die Behörde im Gegensatz zur alten Rechtslage nach § 4 Abs 14 DKEG 
nicht zur Vorschreibung strengerer Auflagen (keine „dynamische Anpassungs­
pnicht"). Nachträgliche Vorschreibungen sind nur insoweit zulässig, um die gern 
§ 4 Abs 7 LRG-K wahrzunehmenden Interessen hinreichend zu schützen; außer­
dem müssen sie (im Rahmen einer Gegenüberstellung von Aufwand und
angestrebtem Erfolg) verhältnismäßig sein(§ 4 Abs 14 LRG-K), was allerdings bei
Aunagen zur Vermeidung von Gesundheitsgefährdungen immer der Fall sein
dürfte (s hiezu auch Wend/, Zulässige und unzulässige Aunagen Rz 280, 13.2).

Detaillierte Emissionsgrenzwerte und Vorschriften über Brennstoffe, Ausrü­
stung und Schornsteinhöhen finden sich in der LRV-K. 

4.1.2 Wenn eine Dampfkesselanlage im Rahmen einer gew BA errichtet 
oder geändert wird, entfällt das gesonderte Verfahren nach dem LRG-K; statt 
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dessen kommen die materiellrechtlichen Bestimmungen der §§ 4, 5 (insb § 4 
Abs 7 bis 9) des LRG-K in gew BA-Genehmigungsverfahren zur Anwendung 
(§ 6 LRG-K). Das Verfahren richtet sich nach den einschlägigen Bestimmun­
gen der GewO.

Die besonderen Verfahrensvorschriften des § 4 LRG-K kommen also nur 
dann zur Anwendung, wenn die zu genehmigende Dampfkesselanlage nicht Teil 
einer gew BA (:zB kalorisches Kraftwerk :zur überwiegenden Stromerzeugung - s 
Lexikon „ Kombinierte Anlagen'" Rz 65; Heizungsanlage einer Kaserne) oder 
einer nach Berg- oder Eisenbahnrecht zu genehmigenden Anlage ist. In diesen 
Verfahren haben Nachbarn, die recht:zeilig schriftliche Einwendungen erhoben 
haben, Parteistellung (§ 4 Abs 3 LRG-K). 

Aber auch für Dampfkesselanlagen im Rahmen von gew BAen gelten die 
Bestimmungen des LRG-K über die Überwachung (§ 7 Abs I bis 5), über 
behördliche Maßnahmen bei Abweichungen vom konsensgemäßen Zustand 
(§ 7 Abs 6 bis 8; schlimmstenfalls: Stillegung), über Emissionsmessungen(§ 8)
und über verschiedene andere Pflichten des Betreibers (§ 10 - zB zur
regelmäßigen Abgabe einer Emissionserklärung) sowie die Strafbestimmun­
gen (§ 15). Zuständig,e Behörde ist gern§ 14 LRG-K jeweils die Gewerbebe­
hörde (s Lexikon „Behörden" Rz 18 und „Zuständigkeit" R2 133).

4.1.3 Ein in der Praxis äußerst wichtiges Problem bilden die Altanlagen. 
Darunter sind gern § 11 Abs 1 LRG-K Anlagen zu verstehen, die 

- bei Inkrafttreten des DKEG am 31. 3. 1981 schon in Betrieb standen,
- deren Errichtung zu diesem Zeitpunkt nach anderen bundesgesetzlichen

Bestimmungen genehmigt war oder 
- die danach unter Anwendung der materiellrechtlichen Bestimmungen des

DKEG (also etwa auch im Rahmen eines gewerberechtlichen Verfahrens) rk
genehmigt wurden.

Altanlagen bedürfen keiner nachträglichen Genehmigung, unterliegen 
aber den sonstigen Bestimmungen des LRG-K (§ 11 LRG-K; zB Überwa­
chung, Sanktionen; aber auch der Vorschreibung zusätzlicher Auflagen zum 
Schutz des Lebens und der GesundJ1eit von Menschen gern § 11 Abs 4 
LRG-K). Altanlagen müssen auch nicht dem Standard für Neuanlagen 
angepaßt werden; überschreiten jedoch ihre Emissionen die in Anlage I zu 
§ 12 LRG-K festgelegten Werte, ist die Anlage sa.nierung pflichtig (§ 12
LRG-K). Der Betreiber muß dann entweder die Anlage innerhalb bestimmter
Fristen so verbessern daß diese Werte eingehalten werden, oder sich
verpflichten, die Anlage bis 1. 1. 1995 stillzu.legen (§ 12 Abs 3 LRG-K) oder sie
ab 1. l. 1993 nur mehr als Reserve (dh höchslens 5000 Vollaststunden lang zu
benützen (§ 12 Abs 6 LRG-K), was die Sanierungspflicht beseitigt.

Bei Anlagen über 50 kW müssen die geplanten Sanierungsmailnahmen der 
Behörde mit einem Antrag auf Genehmigung vorgelegt und nach ihrer Genehmi­
gung idR binnen dreier Jahre durchgeführt werden. Das anierungwerfahren 
richtet sich nach den Bestimmungen des LRG-K, ist ht:i /\llanlngcn im Rahmen 
von gew ßAen aber von der Gewerbebehörde ahwwick.eln (§ 14 LR(i-K ). 
Nachbarn, die schriftliche Einwe·ndungcn erheben. haben Parteistellung. Näheres 
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hi_ezu s oben Schäffer-_ Wend/, Die Nachbarn und ihre Parteistellung Rz 223, 17.6.
Bis zum Ende der Sanierungsfrist gelten die früher vorgeschriebenen Grenzwerte 
un� Aunagen weiter. Ist eine Altanlage einmal saniert, unterliegt sie keinen 

weiteren Anpassungspflichten mehr (.,einmalige Sanierung" statt „dynamischer 
Anpassung" iSd alten § 11 Abs 6 DKEG). 

Für die gern§ 12 LRG-K zu genehmigende Sanierung der Altanlage ist eine 
Genehmigungspflicht für die (allfällig damit verbundene) Anderung der BA nach 
§ 81 Abs 1 GewO nicht gegeben(§ 81 Abs 2 Z 8 GewO).

4.1.4 Zur technischen Sicherheit von Dampfkesselanlagen s unten 11.

4.2 Forstschädliche Luftverunreinigungen 

Rechtsquellen: §§ 47 bis 57 ForstG 1975 BGB! 440 idF BGB! 1987/576; Zweite 
Verordnung gegen forstschädliche Lufverunreinigungen BGB! 1984/ l 99.

Literatur: Bobek-Plattner-Reindl, ForstG 1975 (1977); Donninger, Betriebsanla­
genrecht und verwandte Rechtsgebiete (Wifi-Schriftenreihe „Rationalisieren" Nr 191,
1988) 83 ff; Duschanek, Luftreinhaltungspllichten nach dem Forstgesetz, ZfV 1983,
2
_
55 ff; K_alss, Forstrecht ( 1990) 109 ff; List-Schwarzer-Wisch in, Luftreinhaltungsrecht 

für Betriebsanlagen ( 1990) 193 ff; Schäfer, Prinzipien der Umweltpolitik und Rechts­
grundlagen des Immissionsschutzes in Österreich Gesundheit & Umwelt 1989/1 und 2
75 ff ( 107 f); Schwarzer, Österreichisches Luftreinhaltungsrecht (1987) 137 ff; Wohanka_:. 
Stürzenbecher, Forstgesetz 197 52 ( 1990).

4.2.1 Errichtung und Änderung von Anlagen, die forstschädliche 
Luftverunreinigungen (§ 47 ForstG) verursachen, bedürfen einer eigenen 
forstrechtlichen Bewilligung(§ 49 ForstG). Welche Anlagen betroffen sind und 
ab wann (je nach ihrer Wärmeleistung oder ihrem Schadstoffausstoß) die 
Bewilligungspflicht gilt, regelt die „Zweite Verordnung". Die Bewilligung ist 
zu erteilen, wenn eine Gefährdung der Waldkultur nicht zu erwarten ist oder 
durch Vorschreibung von Auflagen beseitigt oder auf ein tragbares Ausmaß 
beschränkt werden kann; die Berücksichtigung wirtschaftlicher Gesichts­
punkte ist dabei vorgesehen (§ 49 Abs 3 ForstG). Die „Gefährdung der 
Waldkultur" (§ 47 ForstG) wird in der „Zweiten Verordnung" mit Hilfe 
wirkungsbezogener Immissionsgrenzwerte umschrieben; nötigenfalls können 
auch entsprechende Immissionsgrenzwerte gegenüber der BA vorgeschrieben 
werden (§ 49 Abs 5 ForstG). 

4.2.2 Bei Errichtung oder Änderung einer gew BA entfällt das forst­
rechtliche Bewilligungsverfahren (s oben 4.2. l ). Die Gewerbebehörden haben 
�.em § 50 Abs 2 ForstG in Verfahren, die sich auf die Errichtung oder
Anderung von BAen iSd § 48 Abs I lit e ForstG (iVm § 9 der „Zweiten 
Verordnung" und dessen Anhang 4) beziehen, die materiellrechtlichen Be­
stimmungen des § 49 ForstG anzuwenden und in diesem Verfahren - anstelle 
der Forstbehörden, aber unter Beiziehung eines Forst-Sachverständigen - den 
Schutz vor einer Gefährdung der Waldkultur wahrzunehmen. Erteilt die 
Gewerbebehörde die BA-Genehmigung, gilt diese auch als Bewilligung iSd 
§ 50 Abs I ForstG.

'.?l 'i 
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Wenn Schutz- oder Bannwälder betroffen sind, ist jedoch ein gesondertes 
forstrechtliches Verfahren durchzuführen. Bis zur Entscheidung hierüber ist 
das gew BA-Verfahren zu unterbrechen(§ 50 Abs 3 ForstG). 

4.2.3 § 52 ForstG sieht beim Verdacht auf forstschädliche Luftverunrei­
nigungen detaillierte behördliche Erhebungsmaßnahmen vor. Den Inhaber 
einer gew BA können dabei verschiedene Duldungs- und Auskunftspflichten, 
bei konsenslosem oder -widrigem Betrieb auch Kostenerstaltungspnichten 
treffen. Wird eine gew BA als (Mit-)Verursacher forstschädlicher Luftverun­
reinigungen festgestellt, hat die gern § 50 für die Erteilung der Bewilligung 
zuständige Behörde (also die Gewerbebehörde, außer es werden durch die 
Emissionen Schutz- oder Bannwälder betroffen) die zur Beseitigung der 
Gefährdung der Waldkultur erforderlichen Maßnahmen für den weiteren 
Betrieb der Anlage vorzuschreiben; für sie gelten die Bewilligungskriterien 
sinngemäß (§ 51 ForstG). 

Die §§ 53 bis 57 ForstG enthalten zivilrechtliche Sondervorschriften über 
die Haftung des Inhabers konsenslos oder konsenswidrig betriebener Anlagen 
für Forstschäden (Gefährdungshaftung, Vermutung der Verursachung). 

4.3 Smogalarm 

RechQ;que.lleo: SmogalarmG BGBI 1989/38; Verordnung, mit der den Landes­
hauptmännern die Geschäfte der Durchführung der Vorwarnung gern den§§ 6 und 7 des 
SmogalarmG übertragen werden. BGBI 1989/515; Smogalarmpläne der Landeshaupt­
männer (Graz LGBI 1989/84 idF LGBI 1990/69; Großraum Linz LGBI 1989/69; Wien 
LGBI 1991/2).

L.,k„,11 

Literatur: Furrk. Die pra.ktiscbe Umsetzung des Smogalarmgesetzes, ZVR 1989,

329 ff: Ust-Schwarzer-Wischin, Luftreinhaltungsrechl für Betriebsanlagen ( 1990),

239 ff; Schäfer. Prinzipien der Umweltpolitik und Recl}tsgrundlagen des Immissions­
schutzes in Österreich, Gesundheit & Umwelt 1989/ 1 und 2, 7 5 ff ( 108 f). 

Das am l. 6. 1989 in Kraft getretene SmogalarmG enthält Regelungen zur 
Bekämpfung von Smogsituationen. GrundJage dafür sind die von den 
Landeshauptmännern für „Belastungsgebiete·· mit V zu erlassenden Smog­
alarmpläne (§·§ 1 bis 3 SmogalannG). Das Gesetz unterscheidet drei, durch 
Überschreiten bestimmter, in den Anlagen zum Gesetz festgelegter Grenzwer­
te für Luftschadstoffe definierte Alarmstufen: die Vorwarnstufe, die nur zu 
rechtlich unverbindlichen Empfehlungen der Behörden führt (§§ 6 f Smog­
alarmG), und die Smogalarmstufen 1 und 2, bei denen ua Beschränkungen für 
den Betrieb luftverschmutzender Anlagen vorgesehen sind (§§ 8 bis I O Smog­
alarmG). 

Diese (bis zur zeitweiligen Stillegung reichenden) Beschränkungen 
ergeben sich nach Auslösung der entsprechenden AJarmstufe aus dem 
Smogalarmplan selbst oder aus (ad hoc oder früher schon „ vorsorglich" 
verfüglim) bescheid mäßigen Vorschreibungen des LH (§ 10 Abs 2 und 6 
SmogalarmG). Hinsichtlich der in § ! 0 Abs 6 SmogalannG vorgesehenen 
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„vorsorglichen" Festlegung von einschränkenden Maßnahmen gegenüber 
Betrieben mit „erheblichem Emissionsbeitrag" ist - sofern es sich um gew 
BAen handelt - die Vollziehung im Zuständigkeitsbereich des BMwAng 
wahrzunehmen (§ 20 Abs 2 SmogalarmG). Die Einhaltung der verfügten 
Maßnahmen wird von der BezVerwBeh überwacht. Den Anlagenbetreiber 
treffen dabei verschiedene Duldungspflichten (§§ 12, 14 Abs I SmogalarmG). 
Bei Übertretungen drohen hohe Geldstrafen (§ 15 SmogalannG). 

Ähnliche Verpnichtungen zur Betriebseinschränkung in Sondersituationen 
können unabhängig vom SmogalarrnG schon im BA-Genehmigungsbescheid 
enthalten sein (.,Immissionsschutzplan" - vgl zB § 4 Abs 9 LRG-K; dazu oben 
4.1). 

4.4 Luftreinhalterecht der Länder 

Rechtsquellen: Bauordnungen, Ölfeuerungs- und Feuerpolizeigesetze (s unten 
19.) sowie Luftreinhaltegesetze (Burgenland: LuftreinhalteG LGBI 1990/13; Kärnten: 
LuftreinhaltungsG LGBI 1988/30: Niederösterreich: LuftreinhalteG LGBI 8100; Ober­
österreich: LuftreinhalteG LGBI 1976/34; Salzburg: LuftreinhalteG LGBI 1974/88 idF 
zuletzt LGBI 1989/32; Steiermark: LuftreinhalteG LGBI 1974/128; Tirol: Luftrein­
halteG LGBI 1973/68; Vorarlberg: LuftreinhalteG LGBI 1984/35; Wien: Feuerpolizei­
und LuftreinhalteG LGBI 1957/17 idF zuletzt LGBI 1982/17) sowie die DVen. 

Literatur: Davy Benjamin, Aktuelle Rechtsfragen der Abluftbekämpfung - darge­
stellt am Verhältnis von Luftreinhaltung und Betriebsanlagenrecht, ÖGZ 1984, 282 ff;
Funk, Die neuen Umweltschutzkompetenzen d�s Bundes, in: Walter (Hrsg), Verfas­
sungsänderungen 1988 ( 1989) 63 ff; Schwarzer, Osterreichisches Luftreinhaltungsrecht 
g987) 168 ff, 212 ff; Schwarzer, Die neuen Luftreinhaltungskompetenzen des Bundes,

zw 1989, 47 ff; 

Das Luftreinhalterecht der Länder findet aus kompetenzrechtlichen 
Gründen grundsätzlich keine Anwendung auf Gewerbebetriebe. Ausnahmen 
von dieser Regel bestehen aber für Heizungsanlagen zur überwiegenden 
Erzeugung von Raumwärme (im Gegensatz zu Produktionswärme). 

Zu beachten ist außerdem, daß Landes-Luftreinhaltevorschriften gern 
Art VIII B-VG-Nov 1988 zu partikulärem (dh im jeweiligen Bundesland 
geltendem) Bundesrecht geworden sind, soweit sie sich nicht auf Heizungsan­
lagen beziehen. Theoretisch wäre eine Anwendung dieser „konvertierten" 
Vorschriften auf gew BAen denkbar. Im einzelnen sind damit schwierige 
Abgrenzungs-, Auslegungs- und Zuständigkeitsfragen verbunden (dazu Funk

und Schwarzer, ÖZW 1989, 51 f). 

5. Wasserrecht 251 

Rechtsquellen: WasserrechtsG 1959 (WRG) BGBI 215 idF zuletzt BGB[ 1990/252
und DVen. Auf der Grundlage der WRG-Nov 1990 ergingen inzwischen die Allgemeine 
AbwasseremissionsV BG BI 1991/ 179 sowie fünf branchenspezifische Abwasseremis­
sionsVen BGBI 1991/180-184.

Literatur: Grabmayr-Rossmann, Das österreichische Wasserrecht (Gesetzeskom­
mentar 1978); Kaan, Wasserrechtsgesetz 1959 idF der Novelle BGB[ 252/902 (Gesetzes-
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Rz 251 Die Betriebsanlage im sonstigen öffentlichen Recht 

kommentar 1990); Krzizek, Kommentar zum Wasserrechtsgesetz (1962); Krzi=ek. Die 
Genehmigung der gewerblichen Betriebsanlage ( 1964) 27 ff: Oberleitner, Das Wasser­
rechtsgesetz 1959 in der Fassung der Wasserrechtsgesetz-Novelle 1990 (Gesetzeskom­
mentar 1990); Rossmann, Wasserrecht (Gesetzeskommentar 1990); Schäfer, Prinzipien 
der Umweltpolitik und Rechtsgrundlagen des Immissionsschutzes in Österreich, 
Gesundheit und Umwelt 1989/1 und 2, 75 ff (110 ff). 

Den Gewerbebehörden obliegt schon auf Grund der Gewerbevorschrif­
ten die Pflicht zur Wahrnehmung des Schutzes der Gewässer vor nachteiligen 
Einwirkungen durch gew BAen (§ 74 Abs 2 Z 5 GewO); diese Verpnichtung 
gilt jedoch nur insoweit, als nicht ohnehin eine Bewilligung auf Grund 
wasserrechtlicher Bestimmungen vorgeschrieben ist. 

Für gew BAen kann eine wasserrechtliche Bewilligung unter verschiede­
nen Gesichtspunkten erforderlich werden; die wichtigsten Fälle der Bewilli­
gungspflicht seien im folgenden skizziert: 

5.1 Intensive Wasserbenutzung: Ist mit einer BA eine Wasserbenutzung 
verbunden, die 

- bei öffentlichen Gewässern den Gemeingebrauch oder

- beim Grundwasser die grundstücksangemessene Menge überschreitet oder
- bei privaten Tagwässern von Einfluß auf fremde Rechte oder auf öffentliche

Gewässer sein kann,
bedarf diese Nutzung (und die Errichtung und Änderung entsprechender 
Anlagen) einer wasserrechtlichen Bewilligung gern § 9 bzw § 10 Abs 2 WRG. 

5.2 Gewässerreinhaltung: Kommt es im Rahmen einer gew BA zu einer 
Einwirkung auf Gewässer, die eine die Geringfügigkeitsgrenze übersteigende 
Beeinträchtigung ihrer Beschaffenheit zur Folge hat (zB durch Einleitung von 
Ab- oder Kühlwasser), muß dies ebenfalls wasserrechtlich bewilligt werden 
(§ 32 WRG). Bei Erteilung dieser Bewilligung und der Vorschreibung von
Auflagen ist unter Beachtung des Standes der Technik auf die technischen und
wasserwirtschaftlichen Verhältnisse (insb das Selbstreinigungsvermögen des
Wassers oder des Bodens), auf öffentliche Interessen iSd § 105 WRG, auf
durch Yen zu § 33 Abs 2 WRG für bestimmte Gewässer festgelegte Wassergü­
tewerte und durch Yen zu § 33 b Abs 3 WRG festgelegte Emissionsgrenzwerte
und auf die Rechte Dritter Rücksicht zu nehmen. Auch die Bestellung einer
für die Abwasserreinigung verantwortlichen Person und die Messung von
Schadstoffen kann vorgeschrieben werden (§ 33 Abs 3 WRG).

Das Ansuchen um die wasserrechtliche Bewilligung ist in diesem Fall über 
die Gewerbebehörde, und zwar spätestens zugleich mit dem Ansuchen um die 
gewerbebehördliche Genehmigung. einzubringen (§ 32 Abs 5 WRG). Mit dieser 
Regelung soll sichergestellt werden. d11ß die Wasserrechtshchörde rechtzeitig auf 
eine technisch-wirtschartlich zweckmäßige und gesicherte Abwasserbeseitigung 
Einfluß nehmen kann und eine Verhandlungskonzentration gern § 110 WRG 
praktisch erleichtert wird. In Orientierung an der gern § 110 WRG verpnichtend 
vorgeschriebenen. ,.tunlichslcn" Verfahrenskom:cnlration wurde erlaßmäßig (Er­
laß, abgedruckt bei Grabmayr-Rossmann 210) vorge�chricben. daß bei gew RAen, 
die einer eigenen Bewilligung auf Grund der wasserrechllichen Vorschriften 
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bedürfen, die Augenscheinsverhandlungen gern§ 356 GewO grundsätzlich gleich­
zeitig mit der Verhandlung betreffend die Bewilligung auf Grund der wasserrecht­
lichen Vorschriften abzuführen ist; dies auch dann, wenn für die gew BA-Geneh­
migung und die wasserrechtliche Genehmigung in erster Instanz nicht dieselbe 
Behörde zuständig ist (zB BA-Genehmigung: BezVerwBeh; wasserrechtliche 
Bewilligung: gern§ 99 WRG der LH; zur Parteistellung vgl§ 102 WRG). Letztlich 
sind aber zwei verschiedene Bescheide zu erlassen. 

Einbringungen in eine bewilligte Kanalisation (,.lndirekteinleitungen") 
bedürfen nur dann keiner eigenen wasserrechtlichen Bewilligung, wenn auf 
die einzuleitenden Abwässer und Stoffe bei der Bewilligung der Kanalisa­
tionsanlage Bedacht genommen wurde und eine Beeinträchtigung der Wirk­
samkeit der Reinigungsanlage, bauliche Schäden oder Beeinträchtigungen der 
Funktionsfähigkeit der Kanalisationsanlage oder zusätzliche Gefahren für das 
Wartungs- und Betriebspersonal nicht zu besorgen sind (§ 32 Abs 4 WRG). 

Für die Einleitung von Abwasser mit möglicherweise gefährlichen oder 
problematischen Abwasserinhaltsstoffen, insb auch für die Einleitung der Abwäs­
ser von Großbetrieben mit erheblichem Abwasseranfall, wird jedenfalls eine 
Bewilligungspflicht anzunehmen sein. 

5.3 Wassergefährdende Stoffe: Lagerung, Leitung und Umschlag von 
wassergefährdenden Stoffen - die in einer V des BMLF näher bezeichnet 
werden - bedürfen gern § 31 a Abs 2 WRG einer wasserrechtlichen Bewilli­
gung, sofern (in der V festzulegende) Mengenschwellen überschritten werden. 

Eine solche wasserrechtliche Bewilligungspflicht entfällt gern § 31 a 
Abs 7 WRG, wenn die Lagerung, Leitung oder der Umschlag dieser Stoffe im 
Rahmen einer genehmigungspflichtigen gew BA und außerhalb wasserrecht­
Jich besonders geschützter Gebiete (§§ 34, 35, ·37 und 54 WRG) erfolgen soll. 
In diesem Fall hat jedoch die Gewerbebehörde im gew BA-Verfahren die 
materiellrechtlichen Bestimmungen des WRG anzuwenden. Dem Verfahren ist 
ein „wasserfachlicher" Sachverständiger beizuziehen. Die BA-Genehmigung 
gilt (auch) als Bewilligung iSd § 31 a WRG. 

Die erwähnten Anlagen sind in das beim LH zu führende Verzeichnis 
gern § 31 a Abs 10 WRG aufzunehmen. Dieses wiederum ist Teil des öffentli­
chen Wasserbuches(§ 124 Abs 2 Z 6 WRG). 

Soweit nicht § 82 a GewO Anwendung findet, sind Störfälle und Verluste 
wassergefährdender Stoffe unverzüglich der Behörde zu melden(§ 31 a Abs 11 
WRG). 

Der Betreiber einer Anlage zur Lagerung, Leitung oder zum Umschlag 
wassergefährdender Stoffe hat insb die Dichtheit von Behältern und Leitun­
gen in bestimmten Abständen auf seine Kosten überprüfen zu Jassen; 
Untersuchungen nach § 82 b GewO gelten als Überprüfungen iSd WRG, wenn 
sie in gleichen oder kürzeren Zeitabständen erfolgen (§ 134 Abs 4 WRG). 
Siehe auch Wend/, Die Überwachung von gewerblichen Betriebsanlagen 
Rz 299, 5.3. 
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5.4 Kies- und Sandabbau: Unbeschadet der Bestimmungen der§§ 9, 32, 
34 und 38 WRG bedarf die Gewinnung von Sand und Kies gern § 31 c Abs 1 
WRG einer wasserrechtlichen Bewilligung, wenn sie mit besonderen Vorrich­
tungen erfolgt. (Diese Bewilligungspflicht bezieht sich also im wesentlichen 
auf sog Trockenbaggerungen.) 

Bei Vorhaben nach § 31 c Abs I WRG, die einer gew BA-Genehmigung 
bedürfen, entfällt gern Abs 3 der zit Gesetzesbestimmung die (wasserrechtli­
che) Bewilligungspflicht, wenn das Vorhaben außerhalb wasserrechtlich 
besonders geschützter Gebiete (§§ 34, 35, 37 und 54 WRG) geplant ist. In 
diesen Fällen hat die Gewerbebehörde insb die zur Vermeidung einer 
Gewässerverunreinigung (§ 30 WRG) notwendigen Auflagen vorzuschreiben, 
die nach Beendigung der Entnahme zu treffenden Maßnahmen aufzutragen 
sowie darauf zu achten, daß Gemeinden in der Versorgung ihrer Bewohner mit 
Trinkwasser nicht beeinträchtigt werden. 

5.5 Gewinnung von Wärme aus Erde und Gewässern: Ähnliches ( wie zu 
5.4 ausgeführt) gilt für Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme und für 
Anlagen zur Wärmenutzung der Gewässer. Diese Anlagen bedürfen einer 
wasserrechtlichen Bewilligung gern § 31 c Abs 6 WRG. Gedacht ist hiebei an 
Anlagen, die in einem geschlossenen Kreislauf Erdwärme bzw Wärme aus 
Gewässern entnehmen, ohne eine direkte Einwirku1ng auf Gewässer zu 
bewirken. (Ist letzteres der Fall, so besteht eine wasserrechtliche Bewilligungs­
pflicht nach den oben zu 5.1 und 5.2 angeführten Rechtsnormen.) 

Sind die gern § 31 c Abs 6 WRG genannten Anlagen Teil einer genehmi­
gungspflichtigen gew BA, dann findet sinngemäß der in 5.4 zit § 31 c Abs 3
Anwendung; dh, daß die wasserrechtliche Bewilligungspflicht entfällt und die 
Gewerbebehörde die zur Vermeidung einer Gewässerverunreinigung notwen­
digen Auflagen usw vorzuschreiben hat. 

5.6 Abänderung von Bewilligungen: Nach der dem § 79 GewO im 
wesentlichen nachgebildeten Regelung des § 21 a Abs I WRG kann die 
Wasserrechtsbehörde unter bestimmten Voraussetzungen rk erteilte Bewilli­
gungen durch Vorschreibung anderer oder zusätzlicher Auflagen abändern; 
darüber hinaus können gegebenenfalls Anpassungsziele festgelegt, die Was­
serbenutzung eingeschränkt oder unter Umständen sogar untersagt werden. In 
allen diesen Fällen ist jedoch gern § 21 a Abs 3 WRG eine Verhältnismäßig­
keitsprüfung vorzunehmen. 

Zur Problematik der _ _Yerhältnismäßigkeitsprüfung s Scl,äffer-Stolzlechner,
Die Rechtskraft und die Anderung von Bescheiden Rz 292, 6.3; zur allfälligen 
Anwendung des § 21 a WRG durch die Gewerbebehörde in den Fällen des § 31 a 
Abs 7 WRG (s oben 5.3) und zur Zulässigkeit von Aunagen im Verfahren nach 
§ 79 GewO im allgemeinen s Wend/, Zulässige und unzulässige Au nagen Rz 280.

5.7 Besondere Bewilligungs- und Verbotsvorschriften bestehen in was-
serrechtlichen Schutz- und Schongebieten(§§ 15, 34, 35, 37 und 54 WRG) nach 
Maßgabe der Bescheide oder Yen, mit denen diese dazu erklärt wurden. 
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Aus solchen Bewilligungs- und Verbotsvorschriften können sich uU Stand­
ortverbote iSd § 77 Abs 1 zweiter Satz-GewO ergeben. Näheres hiezu s Krebs, Die 
Standortvoraussetzung nach § 77 Abs 1 zweiter Satz GewO Rz 198, 3.5.5. 

5.8 Abgesehen von bescheidmäßig festgelegten Verpflichtungen treffen 
den Anlagenbetreiber ua die allgemeine Pflicht zur Gewässerreinhaltung (§ 31 
WRG), die Pflicht zur Instandhaltung von Wasserbenutzungsanlagen (§ 50 
WRG), die besonderen Haftungsvorschriften des § 26 WRG und verschiedene 
Duldungspflichten im Rahmen der Gewässeraufsicht (§§ l 30ff WRG). Bei 
gesetzwidrigem Verhalten drohen Strafen (§ 137 WRG); außerdem hat die 
Behörde die Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes auf Kosten des Störers 
vorzuschreiben (§ 138 WRG). 

5.9 Hinsichtlich der Einwirkung auf Gewässer, die von gewerblichen 
Abfalldeponien ausgehen können, s unten 6.2. 

6. Abfallwirtschaft 252 

Das Abfallwirtschaftsrecht hat durch die Einführung einer neuen 
Bundeszuständigkeit für „Abfallwirtschaft hinsichtlich gefährlicher Abfälle, 
hinsichtlich anderer Abfälle nur soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitli­
cher Vorschriften vorhanden ist" (Art 10 Abs l Z 12 B-VG idF der Nov 1988) 
und durch die Erlassung des AbfallwirtschaftsG (BGB! 1990/325), das an die 
Stelle des Sonderabfa!IG und des AltölG getreten ist, eine grundlegende 
Neuordnung erfahren. Für gew BAen bedeutet dies folgendes: 

Der Umgang mit Abfällen (Verwertung, Ablagerung, sonstige Behand­
lung) im Rahmen einer gew BA unterliegt grundsätzlich der gewerbebehördli­
chen Genehmigungspflicht unter den Voraussetzungen des § 74 Abs 2 GewO; 
die Genehmigungskriterien finden sich im § 77 Abs 1 (betreffend Vermeidung 
von Gefährdungen, Belästigungen usw) und im § 77 Abs 4 GewO idF 
BGB! 1990/325 (betreffend Vermeidung, Verwertung oder Entsorgung der 
beim Betrieb anfallenden Abfälle). Näheres hiezu s Lexikon „Abfälle" Rz l, 
,.Abfallwirtschaftskonzept" Rz 2 und „Genehmigung" (Voraussetzungen) 
Rz 49. 

Vgl auch § 79 Abs 2 und § 79 a Abs 2 GewO - nachträgliche Auflagen zur 
Vermeidung bestimmter Gefahren durch gefährliche Abfälle;§ 353 Z 1 lit c GewO 
- Verpnichtung_zur Vorlage eines Abfallwirtschaftskonzepts und§ 376 Z 11 Abs 3
bis 5 GewO - Übergangsbestimmungen für Altanlagen.

Darüber hinaus gelten verschiedene Sonderregelungen: Sie betreffen 
einerseits die Behandlung bestimmter Arten von Abfall, andererseits alternati­
ve und zusätzliche Genehmigungspflichten für Abfallbehandlungsanlagen (zB 
bestimmte Deponien). 
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6.1 Abfallwirtschaftsgesetz 

Rechtsquellen: Abfallwirtschaftsgesetz (AWG) BGBI 1990/325 und bis zum In­
krafttreten von DVen zum A WG Teile des AltölG sowie als Bundesgesetze weitergel­
tende Yen zum AltölG und SonderabfallG (Aufzählung in § 44 A WG). Erlassene DVen 
zum AWG enthalten die BGBI 1990/512-516 und 1991/2, 3, 49, 65 und 259. 

Literatur: Drog-Thomasitz, Abfallrecht (Kurzkommentar, 1990): List, Anlagenbe­
zogene Venneidungsregeln des Abfallwirtschaftsgesetzes, ecolex 1990, 649 f: Raschauer,
Der Abfallbegriff des Abfallwirtschaftsgesetzes, ecolex 1990, 645 f; Schwarzer, Abfall­
recht als Produktrecht: Das Pouvoir des Verordnungsgebers, ecolex 1990, 652 ff. 

6.1.l Das A WG enthält umfassende Vorschriften über den Umgang mit 
gefährlichen Abfällen und Altölen sowie eine Reihe von - auf die neue 
Bedarfskompetenz gestützten - Bestimmungen auch für nicht gefährliche 
Abfälle, die der Vereinheitlichung des in diesem Bereich ansonsten geltenden 
Landesabfallrechts dienen sollen ( vgl § 3 A WG). 

Eine allgemeine Definition der .,gefährlichen Abfälle" findet sich im § 2 
Abs 5 AWG. Sie erklärt, vereinfacht gesagt, alles zu gefährlichem Abfall, was 
gefährlicher als Hausmüll ist. § 2 Abs 7 AWG verpnichtet den BMUJF zur 
Konkretisierung des Begriffs mittels V. Diese V über die Festsetzung gefährlicher 

Abfälle wurde inzwischen mit BGBI 1991/49 erlassen. (Unabhängig davon gilt 
gern§ 44 Abs I AWG als BG die SonderabfallV BGRI 1984/52. Das Verhältnis der 
beiden zit Yen zueinander ist unklar.) Im Zweifel ist ein Feststellungsbescheid zu 
erlassen(§ 4 AWG). Altöle werden durch§ 21 AWG iVm einer DV definiert: s 
hiezu die Übergangsbestimmungen im § 44 A WG. Altöle, die dieser Definition 
nicht entsprechen, sind gefährlicher Abfall. 

6.1.2 An anlagenbezogenen Vorschriften enthält das A WG zunächst den 
gewerberechtlichen Vorschriften entsprechende (§ 77 Abs 4 GewO; Näheres 
hiezu s Wend/, Zulässige und unzulässige Auflagen Rz 278) Genehmigungs­
pflichten für Anlagen, bei deren Betrieb Abfälle nicht nur wie in einem 
Haushalt anfallen (§ 9 A WG), und für Anlagen zur Lagerung oder Behand­
lung von gefährlichen Abfällen oder Altölen (§ 28 A WG). Eine abfall wirt­
schaftliche Genehmigung ist jedoch in beiden Fällen nicht erforderlich ua für 
Anlagen, die ohnehin gewerberechtlich zu genehmigen sind. 

Jedenfalls einer eigenen abfallwirtschaftlichen Genehmigung des LH 
bedürfen gern § 29 A WG die Errichtung, Inbetriebnahme und wesentliche 
Änderung folgender besonders wichtiger Abfall- und Altölbehandlungsanla­
gen, und zwar unabhängig davon, ob sie gew BAen sind oder nicht: 

1. Anlagen von Gebietskörperschaften zur thermischen oder stofflichen Verwer­
tung oder sonstigen Behandlung von gefährlichen Abfällen;

2. Anlagen von Unternehmen, deren überwiegender Betriebszweck die Übernah­
me von nicht im eigenen Betrieb anfallenden gefährlichen Abfällen zur
thermischen oder stofflichen Verwertung oder sonstigen Behandlung ist;

3. Anlagen zur thermischen Verwertung oder sonstigen Behandlung von nicht
gefährlichen Abfällen oder Altölen, ausgenommen zur stofnichen Verwertung,
mit einer Jahreskapazität von mindestens 10 000 Tonnen:

4. Deponien für gefährliche Abfälle mit einem Gesamtvolumen von mindestens
10 000 m3 ;
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5. Untertagedeponien für gefährliche Abfälle;
6. Deponien für nicht gefährliche Abfälle mit einem Gesamtvolumen von

mindestens 100 000 m3 •

Im Bescheid nach § 29 A WG sind ua die zu behandelnden Abfallarten, 
Maßnahmen zur Abfallvermeidung, -verwertung und -entsorgung, Emissions­
grenzwerte für die Verbrennung und Maßnahmen für Störfälle und für die 
Aunassung der Anlage vorzuschreiben (§ 29 Abs 7 A WG)- Eigentliche mate­
rielle Genehmigungskriterien finden sich in dieser Bestimmung selbst nicht; 
allerdings sollen solche im Verordnungsweg erlassen werden (vgl § 29 Abs 18 
A WG), und jedenfalls muß auf die öffentlichen Interessen des§ 1 Abs 3 A WG 

( ua Gesundheit, Umwelt) Rücksicht genommen werden. Außerdem findet§ 9 
Abs 2 A WG Anwendung. 

Außerdem sind im Verfahren nach § 29 A WG auch die Genehmigungs­
vorschriften des Gewerbe-, Wasser-, Forst-, Berg-, Luftfahrt-, Schiffahrts-, 
Luftreinhalte-, Rohrleitungs- und des Eisenbahnrechts, soweit sie die Anlage 
betreffen, mitanzuwenden. Die abfallwirtschaftliche Genehmigung ersetzt 
dann alle nach diesen Bestimmungen notwendigen Bewilligungen und 
Genehmigungen (§ 29 Abs 2 A WG), entfaltet also eine umfassende Konzen­
trationswirkung im bundesrechtlichen Bereich. Für gew BAen ist daher in 
diesem Fall keine Genehmigung nach der GewO erforderlich. Auch eine 
allfällige baurechtliche Genehmigungspnicht entfällt gern der Verfassungsbe­
stimmung des§ 29 Abs 13 A WG. Die zusätzliche Geltung des Abfallrechts der 
Länder ist auf Anlagen gern Z 3 und 6 beschränkt (§ 29 Abs I A WG). 

Parteien im Verfahren nach § 29 A WG sind außer dem im Gesetz gar nicht 
genannten Antragsteller die betroffenen Grundeigentümer, die Inhaber rechtmä­
ßig geübter Wassernutzungen gern § 12 Abs 2 WRG, die Standortgemeinde und 
die unmittelbar angrenzenden Gemeinden, das Arbeitsinspektorat und die 
Nachbarn die innerhalb der sechswöchigen Frist ab Bekanntmachung des 
Genehmig

1

ungsantrags begründete schriftliche Einwendungen erhoben haben 
(§ �9 Abs 5 A WG). So.llten andere bundesrechtliche Yor_schriften. für das Pro�ekt
eine Umweltverträglichkeitsprüfung vorsehen (was derzen noch nicht der Fall 1st),
ist dessen Ergebni in das Verfahren „einzufügen"(§ 29 Abs 12 A WG). Berufungs­
behörde ist bei Anlagen nach Z I bis 3 der BMUJF, bei Anlagen nach Z 4 und 6 
der BMLF und bei Anlagen nach Z 5 der BMwAng (§ 29 Abs 17 A WG). 

Die Überwachung der Anlage und die Vor chreibung nachträglicher 
Aufü1gen richtet sich nach den jeweiligen Materiengesetzen (für gew BAen vor 
allem nach der GewO): zuständig ist der LH (§ 29 Abs 16 A WG). Die 
Auflassung der Anlage ist an die Genehmigung eines vom Inhaber zu 
erstellenden Maßnabmenplans durch den LH geknüpft(§ 29 Abs 14 AWG). 

§ 26 AWG ermächtigt außerdem den BMUJF, bei .Bedarf auf der
Grundlage des Bundes-Abfallwirtschaftsplans(§ 5 A WG) und eines Umwelt­
verträglichkeitsgutachtens geeignete Standorte für Anlagen zur Behandlung 
gefährlicher Abfälle mit V parzellen charf festzulegen. Diese Zuständigkeit 
verdrängt punktuell die Kompetenz der Gemeinden zur Flächenwidmung, 
darf aber nicht ohne Rücksichtnahme auf das Raumordnungsrecht der Länder 

..,..,., 
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wahrgenommen werden (vgl VfSlg I0.29211984). Enteignungen sind gern § 27
A WG gegen angemessene Entschädigung möglich. 

6.1.3 Abgesehen von den anlagenbezogenen Vorschriften enthält das 
A WG eine Reihe von Verpflichtungen zur Abfallvermeidung und zur ordnungs­
gemäßen Behandlung von Abfällen und Altölen, die auch die Inhaber von gew 
BAen treffen. 

Dazu gehören vor allem die sorgsame Lagerung und Behandlung von 
Abfällen(§ 17 Abs I und 4 AWG) und Transportvorschriften(§§ 19, 20 AWG). 
Die Erfüllung dieser Pflichten kann durch bescheidmäßige Behandlungsaufträge 
sichergestellt werden (§ 32 A WG). Ein-, Aus- und Durchfuhr von Abfällen und 
Altölen sind bewilligungspnichtig (§§ 34 ff A WG). Weitere Verpnichtungen (zur 
Kennzeichnung von Waren, zur Rücknahme von Gebinde und Verpackungsmate­
rial, zur Einhebung von Pfandbeiträgen, zur Zahlung von Verwertungs- und 
Entsorgungsbeiträgen ua) können mit V gern § 7 A WG geschaffen werden. 

6.2 Wasserrechtsgesetz/ Abfalldeponien 

Rechtsquellen und Literatur: siehe oben 5. 

Die Ablagerung von Abfällen - ausgenommen solcher, bei deren 
ungeschützter Lagerung eine Verunreinigung der Gewässer einschließlich des 
Grundwassers nicht zu besorgen ist - sowie die Errichtung und der Betrieb der 
hiezu dienenden Anlagen bedarf gern § 31 b Abs 1 WRG einer wasserrechtli­
chen Bewilligung durch den LH. In diesem Fall findet § 32 WRG keine 
Anwendung (s oben 5.2). 

Keiner Bewilligung nach § 31 b bedarf das sechs Monate nicht überschrei­
tende ordnungsgemäße Bereithalten von Abfällen zum Abtransport oder zur 
Verwertung oder Behandlung. Eine allfällige ßewilligungspnicht filr solche 
Abfallzwischenlager kann sich jedoch aus § 31 a WRG ergeben (s oben 5.3). 

Nach diesem durch die WRG-Nov 1990 neu geschaffenen Bewilligungs-
tatbestand für Abfalldeponien darf eine Bewilligung nur erteilt werden, wenn 
die zum Schutz der Gewässer einschließlich des Grundwassers vorgesehenen 
Maßnahmen dem Stand der Technik entsprechen, eine unzulässige Beein­
trächtigung öffentlicher Interessen und fremder Rechte nicht zu erwarten ist 
und die Überwachung und Betreuung der Deponie auf die vermutliche Dauer 
der Gewässergefährdung sichergestellt erscheint (§ 31 b Abs 2). 

Eine Befristung der Zeitdauer filr diese Bewilligung ist - im Gegensatz zu 
Bewilligungen für Wasserbenutzungsanlagen, für die § 21 WRG gilt - nicht 
vorzunehmen. Ebenso kommen die Erlöschenstatbestände des § 27 WRG nicht 
zur Anwendung. Der Grund für diese gesetzliche Sonderregelung liegt in dem 
Umstand, daß Einwirkungen von Deponien auf Gewässer oft noch viele Jahre 
nach Einstellung der Aufbringung von Abfall möglich sind. (Zulässig ist dagegen 
die Limitierung von Ausmaß und Zeitdauer der Aufbringung von Abfall.) 

Weitere Schutzvorkehrungen betreffen die Verpnichtung zur Leistung einer 
angemessenen Sicherstellung bzw das Vorliegen einer Haftungserklärung einer 
qebietskörperscbaft, Anzeigepnichten und Maßnahmen im Fall der Einstellung, 
Anderung oder Auflassung der Deponie, die Bestellung geeigneter Aufsichtsorga-
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ne und die amtswegige Ersichtlichmachung von erteilten wasserrechtlichen 
Bewilligungen für Deponien im Grundbuch (§ 31 b Abs 3 bis 7). 

Für die Neuerrichtung und Erweiterung von Millldeponien bestehen 
Richlinien, die 1990 gemeinsam vom BMLF und vom BMUJF herausgegeben 
wurden. 

Filr „Altanlagen", das sind solche Deponien, filr die vor dem 1. 7.1990 eine 
wasserrechtliche Bewilligung erteilt wurde, gelten die Übergangsbestimmungen 
des § 31 d Abs 2 WRG. 

Für bestimmte Deponien größeren Ausmaßes iSd § 29 Abs 1 A WG ist 
eine eigene abfallrechtliche Bewilligung erforderlich. Diese in einem Konzen­
trationsverfahren zu erteilende Bewilligung ersetzt (ua) die nach wasserrechtli­
chen und gewerberechtlichen Vorschriften erforderlichen Bewilligungen bzw 
Genehmigungen. Näheres hiezu s oben 6.1.2. 

6.3 Tierkörpenerwertung 

Rechtsquellen: Tierkörperverwertungs-Vollzugsanweisung StG BI 1919/241 idF 
zuletzt BGBI 1977/660 und DVen (Burgenland: LGBI 1976/3 idF LGBI 1976/16; 
Karaten: LGBI 1985/46 idF LGBI 1985/53; Niederösterreich: LGBl 6440; Oberöster­
reich: LGBI 1964/68 idF zuletzt LGBI 1972/26; Salzburg: LGBI 1978/90 idF zuletzt 
LGBI 1989/27; Steiermark: LGBI 1987/38; Tirol: LGBl 1976/29; Vorarlberg: 
LGBI 1990/12; Wien: LGBI 1953/1). 

Literatur: Stampfer, Recht der Abfallwirtschaft in Österreich (1986) 211 fT. 

Nach der als Bundesgesetz geltenden Tierkörperverwertungs-Vollzugs­
anweisung iVm den dazu erlassenen (und teilweise ebenfalls noch als 
Bundesgesetze geltenden - vgl Art II BGB! 1977/660) Yen der Landeshaupt­
männer sind tierische Abfälle an ausdrücklich bezeichnete Tierkörperverwer­
tungsanstalten abzuliefern, was diesen eine Quasi-Monopolstellung einräumt. 
Für solche Anstalten selbst gilt das gew BA-Recht (§ 1 Abs 3 Vollzugsanwei­
sung). Darüber hinaus sind aber auch Vorschriften der Vollzugsanweisung 
und ihrer DV zu beachten (Verpflichtung zu unschädlicher und rationeller 
Verarbeitung tierischer Abfälle unter veterinärpolizeilicher Kontrolle). 

6.4 Radioaktive Abfälle 
Für den Umgang mit radioaktiven Abfällen enthalten die §§ 89 bis 95 

StrahlenschutzV Regelungen (dazu unten 8.) 

6.5 Landes-Abfallrecht 

Rc-chtsquellen: Abfall(wirtschafts)- und Milllge'setze der Länder {Burgenland: 
MüllG LGßl 1980/15; K�rnten: Abfallordnung LGBI 1988/77 idF zuletzt LGBI 1989/ 
36: Niederösterreich: AbfallwirtschaflsG LGBI 8240; Oberösterreich: Abfallwirt­
schaftsG LGBI 1991128: Salzburg: MilllabfuhrG LGBI 1974/99 idf zuletzt LGBI 1988/ 
99: Steiermark: AbfallwirtschaftsG LGBI 1991/5; Tirol: AbfallG LGBI 1990/50; Vor­
arlberg: Abfo!IG LGBI 1988/30; Wien: MilllabfuhrG LGBI 1965/19 idF zuletzt 
LGBI 1988/30). 
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Literatur: Funk, Die neuen Umweltschutzkompetenzen des Bundes, in: Walter
(Hrsg), Verfassungsänderungen 1988 (1989) 63 ff; Schwaner. Österr�ichisches Luftreinhal­
tungsrecht (1987) 128fT; Stampfer, Recht der Abfallwirtschaft in Osterreich (1986) 68ff. 

6.5.1 Die Landes-AbfallGe regeln einerseits die Beseitigung von Abfäl­
len, die nicht besonderen bundesrechtlichen Vorschriften unterliegen, durch 
die von den Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich oder von Gemeindever­
bänden zu besorgende Müllabfuhr. Ihre Entsorgungspflicht erstreckt sich 
nicht auf aus Gewerbe- und Jnduslriebetrieben stammenden Abfall (vgl zB § 6 
Abs 3 Stmk A WG). 

6.5.2 Andererseits normieren die meisten Landes-AbfallGe eine eigene 
(zusätzlich zu bundesrechtlichen Bewilligungspflichten zB nach dem WRG 
oder A WG bestehende) Genehmigungspflicht für Abfallbehandlungsanlagen 
(zB § 22 Oö A WG,§ 21 Stmk A WG,§ 16 Tir A WG), die auch für gew BAen gilt 
(zur kompetenzrechtlichen Situation Schwarzer IJOf und Stampfer 151 f). 
Manche Landes-AbfallGe sehen allerdings Ausnahmen für gewerberechtlich 
bewilligungspflichtige Anlagen vor (§ 21 Abs 2 Strnk A WG). Andere Länder 
verzichten wiederum generell auf eine Genehmigung, unterwerfen Abfallbe­
seitigungsanlagen aber spezifischen Regelungen und behördlicher Kontrolle 
(einschließlich der Vorschreibung von Auflagen - zB § 22 Nö Abfallwirt­
schaftsG). 

6.5.3 Das Landes-Abfallrecht befindet sich derzeit im Umbruch. Durch 
die B-VG-Nov 1988 wurde es, soweit es „gefährliche Abfälle" betrifft, 
zunächst partikuläres Tiundesrecht und dann durch § 43 A WG mit Wirkung 
vom 1. 7. 1990 bzw 1. l .  1991 (Vorschriften über die Sammlung von Problem­
stoffen) aufgehoben und insoweit durch Bestimmungen des A WG ersetzt 
(dazu oben 6.1). Das AWG enthält jedoch auch Vorschriften über nicht 
gefährliche Abfälle, dje entsprechende landesrechtliche Regelungen zwar 
nicht aufheben, aber für die Dauer ihres Bestandes zurückdrängen und 
unanwendbar machen. 

Die Anpassung des Landes-Abfallrechts an die neue Situation ist erst 
teilweise erfolgt (Oö, Stmk, Tir). Welche Teile des alten Landes-Abfallrechts 
derzeit noch angewendet werden können, muß daher jeweils im Einzelfall 
geprüft werden. 

Nach Auffassung des Bundesgesetzgebers (EB zur RV des A WG, 1274 
BlgNR 17. GP. 25) verfügen die Länder nunmehr, sow�il nicht durch die 
Bundes-Bedarfskompetenz verdrängt, über die Zuständigkeit zur Regelung von 
nicht gefährlichen Abfallen, die ia gew BAen anfallen: dies isl allerdings bestritten 
worden (vgl Funk).

253 7. Altlastensanierung

Rechtsquelle: AltlastensanierungsG BGBI 1989/299 idF BGBI 1990/325 (AL­
SAG). 

Literatur: Brandt-Schwarzer, Rechtsfragen der Bodensanierung ( 1988); Drug­
Thomasitz, Abfallrecht (Kurzkommentar, 1990); Schorsch, Die Sanierung der Altlasten, 
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ÖGZ 1989/ II 11 ff: Schwarzer, Das Altlastensanierungsgesetz, WBI 1989, 266 ff, 304 ff;
Thomasirz, D;s Altlastensanierungsgesetz, ÖZW 1990, 8 ff.

Ziel des großteils am 1. 7. 1989 in Kraft getretenen AltlastensanierungsG 
ist die Finanzierung der Sicherung und Sanierung von Altlasten, von denen 
eine Gefährdung für die Gesundheit des Menschen oder die Umwelt ausgeht 
(§ 1 ALSAG). Das Gesetz schafft dafür eine neue Bundesabgabe für Deponie­
betreiber (,,Altlastenbeitrag"), deren Ertrag für die Altlastensanierung zu
verwenden ist (§§ 3 bis 12 ALSAG).

Gern § 2 Abs 11 sind „ Verdachtsflächen" iSd ALSAG darstellbare 
Bereiche. von denen auf Grund früherer oder gegenwärtiger Nutzungsformen 
eine unzumutbare Beeinträchtigung für den Menschen oder die Umwelt oder 
eine Gefährdung durch Verunreinigungen (fest, flüssig, gasförmig) des 
Untergrundes ausgehen kann. 

Der LH hat dem BMUJF Verdachtsflächen seines Bundeslandes be­
kanntzugeben (§ 13 ALSAG). Nach Durchführung eines Verfahrens zur 
Gefährdungsabschätzung, in das auch das Umweltbundesamt einbezogen 
wird, hat der BMUJF zutreffendenfalls die Ausweisung der Verdachtsfläche 
im Altlastenatlas - der vom Umweltbundesamt zu führen ist - zu verfügen. Mit 
der Eintragung in den der öffentlichen Einsicht zugänglichen Altlastenatlas -
dieser Zeitpunkt wird dem LH mitgeteilt - wird die „Verdachtsfläche" zur
,,Altlast" iSd § 2 Abs 1 ALSAG. 

. 

Altlasten sind nach dieser Bestimmung Altablagerungen, Altstandorte sowie 
durch diese kontaminierte Böden und Grundwasserkörper, von denen - nach den 
Ergebnissen einer Gefährdungsabschätzung - Gefahren für die Gesundheit des 
Menschen oder die Umwelt ausgehen. 

Die Au weisung als Altlast hat (ua) kompetenzmäßige Auswirkungen. 
Ab dem Zeitpunkt der Ausweisung ist nämLich gern§ 17 Abs I ALSAG der LH 
zuständige Behörde zur Entscheidung ilber die zur Sicherung oder Sanierung 
von Altlasten nach den §§ 21 a, 30 bis 35 und 138 WRG, §§ 79, 79 a und 83 
GewO sowie gern des § 32 A WG (als Nachfolgebestimmung des § 7 Sonderab­
fallG - s § 42 Abs 7 A WG) notwendigen Sanierungsmaßnahmen. In den 
meisten Fällen der hier relevanten gewerberechtlichen Verfahren tritt sohin 
ein Kompetenzübergang von der BezVerwBeh (s Lex.ikon „Zuständigkeit" 
Rz 98) auf den LH ein. Berufungsbehörde bleibt in den Verfahren nach der 
GewO der BMwAng. Nach § 17 Abs 2 ALSAG soll nach Möglichkeit die 
mündliche Verhandlung in den Verfahren nach dem Wasserrecht, dem 
Gewerberecht und dem Abfallwirtschaftsrecht unter einem durchgeführt 
werden (Verhandlungskonzentration). 

Nach der Spezialnorm des § 17 Abs 4 ALSAG haben Nachbarn keine 
Parteistellung in Verfahren nach § 79 GewO betreffend Vorschreibung von 
Maßnahmen zur Sanierung von Altlasten (s Schäffer-Wend/, Die Nachbarn 
und ihre Parteistellung Rz 223, 17.4), wohl aber (ua) die betroffenen Gemein­
den. 
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Besondere Duldungspflichten können gegenüber benachbarten bzw
unmittelbar betroffenen Liegenschaftseigentümern nach den Bestimmungen
der §§ 16 und 17 Abs 3 ALSAG begründet werden.

Sofern nicht einem Verpflichteten nach § 17 Abs I ALSAG die Sicherung
oder Sanierung von Altlasten aufgetragen werden kann, führt der Bund als
Träger von Privatrechten die erforderlichen Sicherungs- und Sanierungsmaß­
nahmen nach Maßgabe einer Prioritätenklassifizierung durch, wobei für den
Bund keine über den Ertrag der Altlastenbeiträge hinausgehende finanzielle
Belastung entstehen darf(§ 18 Abs 1 ALSAG).

Wer die Altlast rechtswidrig und schuldhaft verursacht oder als Liegen­
schaftseigentümer ihrer Entstehung (auch durch Duldung) zustimmt, muß
dem Bund die Kosten der Sanierung ersetzen (§ 18 Abs 2 ALSAG).

Soweit durch Maßnahmen zum Aufsuchen, Untersuchen, Sichern und
Sanieren von Altlasten Personen, die an der Entstehung einer Altlast nicht
mitgewirkt oder der Entstehung nicht zugestimmt oder diese nicht geduldet
haben, ein Schaden entsteht, sind diese angemessen zu entschädigen (§ 19
Abs I ALSAG).

Vgl auch die Förderungsmöglichkeiten nach dem Umwelt- und Wasser­
wirtschaftsfondsG BGB! I 987179 idF zuletzt BGB! 1990/325, dem Wasser­
bautenförderungsG BGB! 1985/148 und dem UmweltfondsG BGB! 1983/
567, die beiden zuletzt genannten idF BG BI 1989/299.

254 8. Strahlenschutzrecht

Rechtsquellen: StrahlenschutzG BGB! 1969/227 idF BGBI 1985/127, 1986/396;
StrahlenschutzV BGBl 1972/47.

Literatur: Moser, Strahlenschutzgesetz3 (Kommentar, 1981, Nachträge, 1986,
1987); Moser, Strahlenschutzverordnung3 (Kommentar, 1986).

Nach den Bestimmungen des StrahlenschutzG (§§ 5 bis 8 und 10)
bedürfen Errichtung, Betrieb, Änderung und Erweiterung von Anlagen für
den Umgang mit radioaktiven Stoffän oder für Strahleneinrichtungen sowie
der Umgang mit radioaktiven Stoffen und der Betrieb von Strahleneinrichtun­
gen allein (dh ohne eigens dafür vorgesehene Anlage) einer strahlenschutz­
rechtlichen Bewilligung; diese ist zu erteilen wenn für den Schutz des Lebens
und der Gesundheit von Menschen einschließlich ihrer Nachkommenschaft -
nötigenfalls durch Vorschreibung von Auflagen - ausreichend Vorsorge
getroffen wird, gegen die Verläßlichkeit des Antragstellers keine Bedenken
bestehen und ein Strahlenschutzbeauftragter bestellt wird.

Für gew BAen ist eine eigene strahlenschutzrechtliche Genehmigung
nicht erforderlich; die gewerbebehördliche BA-Genehmigung gern § 77
GewO, in deren Rahmen die strahlenschutzrechtlichen Bestimmungen mitzu-
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berücksichtigen sind, gilt als Bewilligung iSd StrahlenschutzG (§ 5 Abs 2
StrahlenschutzG).

Das StrahlenschutzG_ enthält dartlber hinaus allgemeine Schutzbestimmun­
g�n (zB §§ 4, 27 ff), _der�n Überwachung bei gew BAen ebenfalls der Gewerbebe­
hörde(§ 41 Abs 2 ht b 1Vm Abs 5 lit c StrahlenschutzG) - soweit der Dienstneh­
merschutz betroffen ist, im Einvernehmen mit dem Arbeitsinspektorat (§ 41 Abs 7
StrahlenschutzG) - obliegt.

9. Elektrizitätsrecht/Energierecht 255 

Rechtsq�e�l�n: ElektrizitätswirtschaftsG BGBI 1975/260 idF BGBI 19791131 und
Land�s-Elektr1Z1tätsGe (Burgenland: ElektrizitätsG LGBI 1986/3; Kärnten: Elektrizi­
tätsw1rtschaftsG LGBI 1978177 idF LGBI 1981/57; Niederösterreich: Elektrizitätswe­
senG _L�BI 7800; Oberösterreich: ElektrizitätsG LGBI 1982/41; Salzburg: Landes­
Elektnz1tätsG LGBI 1979/22 idF zuletzt LGBI 1986177; Steiermark: Elektrizitätswirt­
schaftsG LGBI 1981/77; Tirol: Ele�trizitätsG L�_B1 1982/40; Vorarlberg: Elektrizitäts­
versorgungsG LGBI 1983/31; Wien: Elektnz1tätswirtschaftsG LGBI 1977/8 idF
LG BI 1980/22). StarkstromwegeG BG BI 1968170; Starkstromwege-GrundsatzG
BG BI 1968/71 und StarkstromwegeGe der Länder (Burgenland: StarkstromwegeG
L�Bl 1971/10; Kärnten: ElektrizitätsG LGBI 1969/47 idF LGBI 1978/77; Niederöster­
reich: St�rkstromwegeG_ �GBI 781 0; Oberösterreich: StarkstromwegeG LGBI 1971 /I;
Salzburg . Landes-Elektrmtäts_G LGBI 1979/22 idF LGBI 1986/77; Steiermark: Stark­
stromwegeG LGBI 1971 /l4; Tirol: StarkstromwegeG LGBI 1970/11; Vorarlberg: Stark­
stromwegeG L�BI 1978/22; Wien: StarkstromwegeG LGBI 1970/20); ElektrotechnikG
BGBI 1965/57 1dF BGBI 1983/662; ElektrotechnikV BGBI 1989/104; Energiewirt­
�chaftsG dRGBI 1935 1 1451 (GBIÖ 1939/156) und DVen; Gasregulativ RGBI 1906/176
1dF zuletzt BGBI 1972/234; FlüssiggasV BGB! 1971/139 idF BGB! 1972/234; Flüssig­
gastankstellenV BGBI 1978/558; GasGe der Länder (Burgenland: LGBI 1974/22·
Kärnten: LGBI 1984/45; Niederösterreich: LGBI 8280; Oberösterreich: LGBI 1958/47:
Salzburg: LGBI 1979/4: Steiermark: LGBI 1973/54 idF LGBI 1987/46; Tirol: LGBi
1975/4; Vorarlberg: LGBI 1965/30; Wien: LGBI 1954170 idF zuletzt LGBI 1991/14).

Literatur: Aicher . (�rsg),_ Rechtsfragen der öffentlichen Energieversorgung
(1987); Fremuth, Elektnz1tätsw1rtschaftsrecht, und Steffek, Das Recht der Gas- und
Fernwärmeversorgung, in: Beiträge zum Wirtschaftsrecht. Festschrift für Karl Wenger
zum 60._Ge�urt_stag (1983) 755 ff und 793 ff; Geuder, Zur Frage der gasrechtlichen
Zustllnd_igke1t, ÖGZ 19�6/�: 9 ff: Ranreich. P_robleme der Vollziehung gasrechtlicher
Vorschnften _des Energ1ew1rtschaftsgesetzes. ÖZW 1981, 42ff; Schwarzer, Österreichi­
sches Luftremhaltungsrecht (1987) 1 I0ff; Zluwa, Energierecht (hrsg vom BMHGI 
1984).

•

9.1 Elektrizitätsl'ersorgung
Nicht dem Gewerberecht unterliegt der Betrieb von Elektrizitätsversor­

gungsunternehmungen (§ 2 Abs l Z 20 GewO).

.. Aue� Stromerzeugungsanl�gen, die zugleich Fernwärme erzeugen, be­
durfen kemer gew BA-Genehmigung, wenn sie nach anderen bundesrechtli­
chen Vorschriften für derartige Anlagen (zB nach dem LRG-K) bewilligt sind
und ihr Charakter als Stromerzeugungsanlage gewahrt bleibt (§ 74 Abs 5
GewO; s auch Lexikon „Kombinierte Anlagen" Rz 65).

Der Betrieb von_ Elektrizitätsversorgungsanlagen setzt eine Konzession und
eine Anlagengenehmigung nach den auf Grund des Bundes-Elektrizitätswirt-

""" 
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schaftsG erlassenen Landes-ElektrizitätsGen voraus. Für elektrische Leitungsan­
lagen bestimmter Größe oder Eingriff,intcnsität bedarf es einer Bcwilligun_g nach 
dem StaTkstromwegcrecht (Bundes-Stark tromwegeG für Le_itungen, die sich auf 
zwei oder mehrere Bundesländer erstrecken; sonst na.ch den StarkstromwegeGen 
der Länder). ln den Bewilligungsverfahren sind auch das EleklrnlechnikG und 
(unter bestimmten Voraussetzungen - zß bei kalorischen Kraftwerken) die 
Luflreinhaltebestimmungen des ForstG (dazu ob.eo 4.2) anzuwenden. 

Zusätzlich können Bewilligungen ua nach dem Wasserrecht {für Wasser­
kraftwerke - dazu oben 5.), dem LRG-K (für kalorische Kraftwerke - dazu oben 
4.1), dem Forstrecht (bei Rodungen oder wenn Schutz- und ßannwalder durch 
Immissionen betroffen sind - dazu oben 3. und 4.2), dem Baurecht (dazu unten 
20.) und dem Naturschutzrecht (dazu unten 21.) erforderlich sein. 

9.2 Fernwärme- und Gasversorgung 
Gewerbsmäßig betriebene Fernwärme- und Gasversorgungsunterneh­

men (zB gemeindeeigene oder ausgegliedene „Stadtwerke") unterliegen 
dagegen dem Gewerberecht (,.freies Gewerbe'': § 6 Z 3 GewO). Für ihre 
Anlagen ist daher eine BA-Genehmigung nach den §§ 74ff GewO erforder­
lich. Dasselbe gilt für Eigenversorgungsanlagen im Rahmen sonstiger Gewer­
bebetriebe. 

9.2.1 Der Betrieb kleiner (bis 2 MW) Biomasseanlagen durch land- und 
forstwirtschaftliche Genossenschaften gern § 2 Abs I Z 4 lit h GewO ist zwar 
vom Geltungsbereich der GewO ausgenommen, auf die Anlagen dieser 
Betriebe finden jedoch nach § 2 Abs 6 GewO die Bestimmungen über BAen 
Anwendung. 

Für Anlagen zur Gewinnung und Abgabe von Wärme, die im Rahmen 
von Elektrizitätserzeugungsanlagen eingerichtet sind, bedarf es unter den 
Voraussetzungen des § 74 Abs 5 GewO keiner gew BA-Genehmigung (s oben 
9.1). 

Der YwGH hat in seinem Erk v 13. 9. 1988, 87 /04/0246 (Rechtslage vor 
der GewRNov 1988) zum Ausdruck gebracht, daß Fernwärmeverteilung anla­
gen (Leitungsnetze) kein Teil ·von Stromerzeugungsanlagen, die auch Fern­
wärme produzieren, sind und daß diese Leitungsnetze bei Vorliegen der 
übrigen Voraussetzungen nach den §§ 74 ff GewO genehmigungspnichtig 
sind. 

Im Rahmen des gewerberechtlichen Genehmigungsverfahrens sind umer 
den jeweiligen Voraussetzungen auch die Vorschriften des LRG-K und des 
ForstG anzuwenden (dazu oben 4.1 und 4.2). Nicht gewerb mäßig betriebene 
Femwärmeversorgungsanlagen (zB von Krankenan taltcn oderzur Eigenver­
sorgung der Verwaltungsgebäude von Gebietskörper chaften) und die Abneh­
meranlagen der Verbraucher unterliegen dem Baurecht der Länder (dazu 
unten 2 0.) erstere auch dem LRG-K (dazu oben 4.1.1). Da RohrleitungsG 
(dazu unten 1 0. )  gilt nicht für den Transport von Fernwärme, wenn dafür 
Wasser verwendet wird. 
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9.2.2 Bei der gew BA-Genehmigung von Gasversorgungsanlagen sind 
neben den §§ 74ff GewO gegebenenfalls verschiedene Sondervorschriften zu 
berücksichtigen. Dazu gehören die FlüssiggasV (für Anlagen zur Lagerung 
von Gas), die Flüssiggastankstel!enV, einzelne, als BundesG weitergeltende 
Bestimmungen der 4. DurchführungsV zum EnergiewirtschaftsG betreffend 
die Speicherung, Verteilung und Verwendung von Gas (§ 375 Abs I Z 39 
GewO) und das Gasregulativ. 

Das Gasregulativ hat heute allerdings kaum mehr praktische Bedeutung. 
Statt dessen werden im Genehmigungsbescheid meist die „Technischen Richtli­
nien für Einrichtung, Änderung, Betrieb und Instandhaltung von Niederdruck­
Gasanlagen" (ÖVGW-TR Gas 1975) für verbindlich erklärt. 

Darüber hinaus besteht eine weitere Genehmigungspflicht nach § 4 
EnergiewirtschaftsG iVm verschiedenen Durchführungsvorschriften. Geneh­
migungskriterium ist nur das Interesse an einer wirtschaftlichen, sicheren und 
billigen Energieversorgung (vgl VfSlg 3640/1959, 8203/1977). Die Genehmi­
gung ist vom BMwAng zu erteilen. 

Zu Rechtsquellen und -Oberleitung Sreffek und Hanreich. Das Rohrlei­
tungsG (dazu unten unter 10.) findet zwar auf Gasfem-, nicht aber auf 
Gas ersorgungsleitungen Anwendung. Das Aufsuchen, Gewinnen und Speichern 
von Erdgas in geologischen Strukturen u.nterliegt nicht dem Gewerbe- und 
Energiewirtschaftsrecht, sondern dem BergG (dazu unten 12). Für die nich1 
gewerbsmäßig betriebenen Gasversorgungsanlagen (zB von Krankenanstalten) 
gelten die GasGe der Länder. 

10. Rohrleitungsrecht 256 

Rechtsquelle: RohrleitungsG BGBI 1975/411. 

10.1 Das RohrleitungsG enthält gewerbliches Sonderrecht für die ge­
werbsmäßige (iSd GewO) Beförderung von Gütern in Rohrleitungen (§ 1 
RohrleitungsG). Dazu gehören die Beförderung von Erdöl und Erdgas (als 
wichtigste Bereiche) und von anderen Massengütern (Kohle, Erze, Chemika­
lien etc), nicht jedoch von Wasser (wichtig ua für Fernwärmeleitungen!). Das 
Betreiben einer Rohrleitungsanlage unterliegt der Konzessionspflicht (§ 3 
RohrleitungsG). 

10.2 Unter Rohrleitungsanlagen sind alle jene Einrichtungen zu verste­
hen, welche das zu befördernde Gut allseits umschließen und als Transport­
weg für dieses Gut dienen(§ 2 Abs 1 RohrleitungsG); ferner gehören dazu alle 
mit dem Betrieb der Rohrleitungsanlage örtlich verbundenen Baulichkeiten 
und technischen Einrichtungen, die ausschließlich der Beförderung von 
Gütern in Rohrleitungen dienen (zB Abgabestellen, Lagerstätten, Verteilungs­
anlagen). 

Ausdrücklich ausgenommen vom Anwendungsbereich des Rohrlei­
tungsG sind jedoch folgende Rohrleitungsanlagen(§ 1 Abs 2 RohrleitungsG): 
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- Rohrleitungsanlagen, die bergrechtlichen Vorschriften (BergG 1975 BGBI 295
idF zuletzt BGBI 1990/335; dazu unten 12.) unterliegen;

- Gasleitungen, sofern es sich nicht um „Gasfernleitungen" handelt; als solche
definiert das Gesetz Rohrleitungsanlagen, ,.welche nicht ausschließlich oder
vorwiegend Gasversorgungszwecken dienen" (§ 2 Abs 4 RohrleitungsG), son­
dern die primär zu Zwecken des Ferntransports errichtet werden (zB transnatio­
nale Gaspipelines). Für Gasfernleitungen gilt also das RohrleitungsG;

- Rohrleitungsanlagen, die sich innerhalb einer gew Betriebsstätte befinden, und
zwar sowohl von Unternehmen, die der GewO insgesamt unterliegen, als auch
von Unternehmen, die nur dem BA-Recht der GewO (s unten Kinscher, Der
Begriff der Betriebsanlage Rz 157, 4.4) unterliegen.

Diese nicht dem RohrleitungsG unterliegenden Anlagen bedürfen einer 
Genehmigung nach den §§ 74ff GewO als gew BAen (vgl dazu oben 9.2), 
sofern die zugrundeliegende Tätigkeit der GewO unterliegt. 

10.3 Rohrleitungsanlagen, die dem RohrleitungsG unterliegen, müssen 
nicht nach der GewO genehmigt werden, benötigen aber eine rohrleitungs­
rechtliche Errichtungsgenehmigung und Betriebsaufnahmebewilligung (§ 3 
Abs 2, § 17 iVm §§ 20f RohrleitungsG). Genehmigungsvoraussetzungen sind 
neben der Sicherheit der Anlage ua der Schutz der Nachbarn und der Umwelt. 
Die Erteilung der Betriebsaufnahmebewilligung ist vom Abschluß einer 
Haftpflichtversicherung zuT Deckung der sich aus der erweiterten Haftung des 
Anlageoinhaber!l (§§ IOff RohrleitungsG) ergebenden Risken abhängig(§ 13 
RohrleitungsG). - Siehe auch Lexikon „Haftpf1ichtversicherung" Rz 57. 

Parteistellung in diesen Verfahren haben der Antragsteller, die in den 
, Verzeichnissen gern § 18 Abs 2 Z 3 bis 7 RohrleitungsG bekanntzugebenden 

Betroffenen und die Nachbarn, wenn sie spätestens bei der mündlichen Verhand­
lung Einwendungen erheben (§ 23 RohrleitungsG). Behörde ist der LH und bei 
länderübergreifenden Leitungen der BMöWV (§ 39 RohrleitungsG). 

Rohrleitungen unterliegen der behördlichen Aufsicht (§ 38 RohrleitungsG). 
Die Vorschreibung nachträglicher Auflagen ist möglich (§ 22 RohrleitungsG). 

Im RohrleitungsG finden sich noch zahlreiche andere Sonderregelungen. 
Soweit solche fehlen, ist die GewO anzuwenden (§ 1 Abs 4 RohrleitungsG). 

10.4 Das RohrleitungsG enthält schließlich auch eine Genehmigungs­
pflicht für alle Vorhaben (also auch für gew BAen), die die Sicherheit einer 
Rohrleitungsanlage beeinträchtigen können; zuständig ist der LH (§ 30 
RohrleitungsG). 

11. Dampfkesselverordnung

Rechtsquellen: Art 48 VerwaltungsentlastungsG BG BI 1925/277 idF BG BI 1948/ 
55; DampfkesselV BGBI 1986/510 idF zuletzt BGBI 1990/482. 

Während das LRG-K die Emissionen von Dampfkesselanlagen regelt 
(dazu oben 4.1), enthält die Dampfkessel V Bestimmungen über ihre technische 
Sicherheit. Die nach § 21 DampfkesselV erforderliche Genehmigung ist bei 
gew BAen von der Gewerbebehörde zu erteilen. 
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12. Bergrecht 258 

Rechtsquelle: BergG BGBI 1975/259 idF zuletzt BGBI 1990/355. 

Literatur: Mock. Berggesetz 1975 (1976); Mock, Das Berggesetz 1975, ÖVA ]976, 
39 IT; Schä.fff!r, Das Berggesetz 1975. Ein kritisch-dogmatischer Bericht ZfV 1976 1 IT· 
Schwarzer, Osterreichisches Luftreinhaltungsrecht ( 1987) 118 IT. 

' ' ' 

12.1 Gern § 2 Abs I Z 6 und Abs 8 GewO wird die Abgrenzung von 
Gewerbe- und Bergrecht durch bergrechtliche Vorschriften bestimmt. § 2 
BergG unterscheidet Tätigkeiten, auf die 

1. das BergG, nicht jedoch die GewO,
2. die Gewü, nicht aber das BergG,
3. teilweise das BergG und im übrigen die GewO (zB ihre Bestimmungen

über die Gewerbeberechtigungen, ausdrücklich nicht aber jene über BAen, 
über den Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen sowie über 
den Schutz von Sachen) anzuwenden ist. Daraus folgt, daß eine Anlage 
entweder gewerberechtlich (wenn sie Tätigkeiten der zweiten Gruppe dient) 
o�er bergrechtlich �wenn sie �ür Tätigkeiten der Gruppe l oder 3 bestimmt ist),
mcht aber kumulativ genehmigt werden muß (zur Ausnahme in Bergbaugebie­
ten s unten; vgl auch die Sondervorschrift des § 211 BergG für Hüttenwerke 
mit Bergbuchseinlagen zugeschriebenen Anlagen). 

Eine (bergrechtlich bewilligte) Bergbauanlage bedarf selbst dann keiner 
gewerberechtlichen Genehmigung, wenn in ihrem Rahmen auch gewerbliche 
Tatigkeiten ausgeübt werden; Voraussetzung dafür ist allerdings, daß diese 
Tatigkeiten in wirtschaftlichem und fachlichem Zusammenhang mit dem Bergbau 
stehen und daß der Charakter der Anlage als Bergbauanlage gewährt bleibt(§ 74 
Abs 4 GewO idF der GewRNov 1988). Ist dies nicht der Fall, liegen rechtlich 
gesehen zwei Anlagen vor, die getrennt zu behandeln sind. - Näheres dazu s 
Stolz/echner, Die Genehmigungspflicht der Betriebsanlage Rz 166. 

Im einzelnen sieht die Abgrenzung so aus: 
- Tätigkeiten der ersten Gruppe, für die das Gewerberecht nicht gilt, sind gern

§ 2 Abs I BergG das Aufsuchen, Gewinnen und damit zusammenhängende
Aufbereiten der bergfreien, bundeseigenen und grundeigenen minerali­
schen Rohstoffe (Definitionen dieser Begriffe finden sich im § l BergG)
sowie das Speichern und das damit zusammenhängende Aufbereiten von
Kohlenwasserstoffen (zB Erdgas) und das Suchen und Erforschen dafür
geeigneter geologischer Strukturen. Weiters unterliegen seit Inkraftreten der
BergG-Nov 1990 mit 1. 1. 1991 nicht mehr der 0ew0, sondern dem BergG:
die b _e_rgbautechnischen Aspekte des Suchens und Erforschens geothermi­
scher Energie (zB Heißwasservorkommen) und des Gewinnens der Erdwär­
me mit Hilfe von Stollen, Schächten oder mehr als l 00 m tiefen Bohrlöchern
(also nicht der Wärmenutzung durch Wärmepumpen - vgl dazu oben 5.5),
der Suche nach unterirdischen Hohlräumen und geeigneter geologischer
Strukturen zur Lagerung von Materialien (zB Abfalldeponien) und ihrer
entsprechenden Verwendung sowie der Benützung stillgelegter Grubenbau­
ten zu bergbaufremden Zwecken (zB Schaubergwerk, Heilstollen)(§ 2 Abs 1
letzter Satz BergG); vorhandene BA-Genehmigungen nach der GewO für
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derartige Anlagen gelten weiter, Änderungen fallen allerdings unter das 
Bergrecht(§ 258 BergG). 

Das BergG enthält für diese Tätigkeiten ein System n:rschicdener Bergbau­
berechligungen (§§ 7, 30f, 76, 88. 94, 110, 113; vgl au,ch § 2 Abs 4) und detaillierte 
Ausü.bungs- und Aufsichtsvorschriften (§§ 121 ff, 198; vgl auch die Bewilligungs­
pnichten für Arbeitsprogramme und Betriebspläne in den§§ 12, 14. 25, 27, 67. 79, 
92, !07, 111, 138f, 141). Es unterwirft die Errichtung. Benützung und we�entliche 
Änderung von obertägigen und von obertags nach untertags reichenden Bergbau­
anlage□ (einschließlich Bergwerksbahnen) sowie von solchen unter Tag, wenn sie 
Personen (Arbeitnehmer und Nachbarn) oder Sachen gefährden können, einer 
Bewilligungspnicht. Die Bewilligu.ngskritcricn wurden durch die ßcrgG­
Nov 1990 jenen der GewO angenähert. Unter bestimmten Voraus etzungen sind 
auch die Genehmigungskriterien des ForstG und des LRG-K zu berücksichtigen 
(dazu oben 4.1, 4.2 und 6.2). Parteien im Verfahren sind neben dem ßewilligun�- 0 

werber die Eigentümer angrenzender und benachbarter Grundstücke, sorrsllge 
dinglich Berechtigte und Personen, die sich nicht nur vorübergehend in d.er ahe 
der Anlage aufhalten, und andere Bergbau- und Gewerbeberechtigte. die Behin­
derungen befürchten müssen (§§ 1461). Zuständige Behörde ist die BerghaupL­
mannschaft, über Berufungen entscheidet der ßMwAng (§§ 1961). 

- Tätigkeiten der zweiten Gruppe, die dem Gewerberecht (einschließlich dem
BA-Recht) unterliegen, sind (vereinfacht gesagt) einerseits das obertägige
Aufsuchen und Gewinnen der „sonstigen mineralischen Rohstoffe" (§ 1
Z 12 BergG -zB Kalk, Zc111t11tmc,gcl, Zicg�tnne., Granit, Marmor), wenn
keine wechselseitige Beeinflu sung mit einem untertägigen Abbau gegehen
ist, und andererseits das Aufbereiten (zß Zerkleinern) aller mineralischen
Rohstoffe-, wenn kein betrieblicher, räumlicher oder personeller Zusam­
menhang mit Tätigkeiten der ersten Gruppe besteht.

- Treffen die genannten Einschränkungen nicht zu, gehören diese Tätigkeiten
zur dritten Gruppe. Für die Ausübung sind eine Gewerbeberechtigung nach
den Bestimmungen der GewO und verschiedene Bewilligungen nach dem
BergG (zB für Arbeitsprogramme und Betriebspläne) erforderlich: dafür
vorgesehene Anlagen unterliegen aber nur den bergrechtlichen (und
allenfalls anderen mitanzuwendenden) Vorschriften, nicht jedoch dem gew
BA-Recht.

12.2 Außerdem muß in Bergbaugebieten(§ 176 Abs I BergG) für die 
Errichtung und Änderung aller Bauten und Anlagen, die nicht Bergbauanla­
gen sind (also auch für gew BAen unabhängig davon, welchem Zweck sie 
dienen). eine Bewilligung der Berghauptmannschaft erwirkt werden, was 
einerseits Behinderungen des Bergbaus beschränken und ande-rerseit Geführ­
dungen der geplanten Anlage durch den Bergbau vermeiden oll(§ 176 Abs 2, 
§ 179 BergG). Hi.er handelt es sich um eine kumulative Bewilligungspnicht.

13. Straßenrecht

Rechtsquellen: BundesstraßcnG (BStG) BGBI 1971/286 idF zuletzt BGB! 1986/ 
165; die Landesstraßen (Verwaltungs-)Gesctze (Burgenland: Landes-Straßenverwal­
tungsG LGBI 1927/43: Kärnten: StraßenG LGBI 1978/33 idF zuletzt LGRI 1988/44; 
Niederösterreich: LandesstraßcnG LGBI 8500; Oberösterreich: Landesstraßenverwal-
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tungsG LGBI 1975/22 idF LGB! 1985/60; Salzburg: LandesstraßenG LGBI 1972/119 
idF zuletzt LGBI 1985/79: Steiermark: Landes-Straßenverwa!tungsG LGBl 1964/154 
idF zuletzt LGBl 1974/133; Tirol: StraßenG LGBl 1989/13; Vorarlberg: StraßenG 
LGBl 1969/8; Wien: kein eigenes Gesetz). 

Literatur: Demmel_�auer, Die Verkehrsinteressen im Betriebsanlagenrecht nach 
der Gewerbeordnung, OGZ 1975, 98 ff; Ri/1, Betriebe an Bundesautobahnen und 
Bundesschnellstraßen im Spannungsfeld zwischen Bundesstraßenrecht und Landes­
raumplanungsrecht, zrv 1980, 100 ff. 

Grundsätzlich obliegt den Gewerbebehörden die Pflicht, die durch 
Errichtung und Betrieb einer gew BA möglicherweise entstehende, wesentli­
che Beeinträchtigung der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs 
an oder auf Straßen mit öffentlichem Verkehr (§ 74 Abs 2 Z 4 GewO) zu 
beseitigen. Näheres hiezu s Lexikon „Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit 
des Verkehrs" Rz 95 und „Straßen mit öffentlichem Verkehr" Rz 104. 

Darüber hinaus können für Errichtung und Betrieb von gew BAen aber auch 
straßentechnische Vorschriften von Bedeutung sein, wie etwa: 
- Gern § 21 BStG besteht ein allgemeines Bauverbot entlang von Bundesautobah­

nen (Mindestabstand: 40 m), entlang von Bundesschnellstraßen und von Zu­
und Abfahrten der Bundesautobahnen (Mindestabstand: 25 m) sowie entlang
von übrigen Bundesstraßen im Freiland (Mindestabstand: 15 m). Von diesem
Verbot kann der LH mit Bescheid Ausnahmen bewilligen; eine solche
Bewilligung ist auch für Bauführungen über und unter den genannten Straßen
erforderlich (§ 21 Abs I und 2 iVm § 32 fit a BStG). Vergleichbare Bestimmun­
gen finden sich auch in den Landes-Straßengesetzen (zB § 24 Nö LStrG).

- Anschlüsse von BAen an Bundesstraßen bedürfen gern § 26 BStG der (privat­
rechtlichen) Zustimmung der Bundesstraßenverwaltung (Privatwirtschaftsver­
waltung). Diese ist zu erteilen, wenn dadurch für die Leistungsfähigkeit der
Bundesstraße keine Nachteile zu erwarten sind und dies den Grundsätzen der
Leichtigkeit, Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs, der Umweltverträglich­
keit und des Schutzes der Nachbarn nicht widerspricht (zur Kostentragungs­
pnicht des Unternehmens für die betriebsbedingte Anbringung und Erhaltung
von Einrichtungen zur Regelung und Sicherung des Verkehrs s § 32 Abs 3 StVO
idF der ! 0. StVO-Novelle BGBl ! 983/174). Diese Zustimmung ist jedoch keine

Voraussetzung für die Erteilung der BA-Genehmigung.
- Die Landesstra ßenverwaltungsgesetze enthalten ähnliche Zustimmungsvorbe­

halte bei Anschlüssen an Landes- und Gemeindestraßen, normieren allerdings
keine Richtlinien zur (in der Regel privatrechtlichen) Zustimmungserteilung;
unter bestimmten Voraussetzungen kann jedoch Kontrahierungszwang vorlie­
gen (vgl OGH 16.9. !97iEvBI 1972/!57).

- Schließlich ist auch für die Errichtung und die Änderung von Betrieben an
Bundesautobahnen und -schnellstraßen mit unmittelbarem Zugang zu diesen
(zB Tankstellen, Raststätten) die (privatrechtliche) Zustimmung der Bundes­
straßenverwaltung erforderlich(§ 27 BStG).

14. Eisenbahnrecht

Rechtsquelle: EisenbahnG BGB! !957/60 idF zuletzt BGBl 1976/305. 

Literatur: Hofmann, Die Rechtsstellung der Hochbauten nach dem Eisenbahnge­
setz, ZVR 1983, 65 ff. 
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14.l Gern § 2 Abs I Z 15 GewO finden die Bestimmungen der GewO,
und dabei insb die §§ 74ff, nicht nur auf den Betrieb eines „Eisenbahn�nte�­
nehmens", sondern auch auf dessen „Hilfseinrichtungen" und „Hilfstät1gke1-
ten" keine Anwendung. Für die Umschreibung der von der GewO ausgenom­
menen Tätigkeiten gilt nach wie vor folgender Gundsatz: Der Begriff 
„Eisenbahnunternehmen" umfaßt alles, was zum Betrieb der Eisenbahn und 
für die Bedürfnisse dieses Betriebes bestimmt ist (VwGH Budw 2450 A/1904; 
2451 A/1904). Eine „Hilfstätigkeit" liegt allerdings nur dann vor, wenn das 
Eisenbahnunternehmen selbst die für den Bau, Betrieb und Verkehr erforderli­
chen Hilfseinrichtungen errichtet und betreibt (einschließlich der Vornahme 
aller damit zusammenhängenden Arbeiten). Dagegen gilt zB die Sand- und 
Schottergewinnung durch einen Gewc;:rbetreibenden auf einem Eisenbahn­
grundstück als gewerbliche Tätigkeit und u.nterliegt daher dem ge� BA-Re�ht. 
auch wenn das gewonnene Material an die Bundesbahn zur welleren freien 
Verwendung geliefert wird (VwSlg 11.771 A/ 1985). 

Als „Hiffseinrichtungen" eines Bahnuntemehmens gelten gern § 18 0hs 5
EisenbahnG etwa: Schottergewinnungs- und Schwellentränkanlagen, ba.hne1gene 
Reparalurwerkst.ätten, Übemachtungsmö�lichke!ten für das Bah�personal: unter 
„Hilfstätigkeiten" versteht man „alle Arbe11en, die dem Bau, Belneb und Verkehr 
der Eisenbahn dienen" (§ 18 Abs 5 EisenbahnG). Dazu zählen etw� Bcscho!L:­
run,gs-, Glcisvcrlegungs- owic alle sonstigen �11hncrhaltungsarbc1tcn, Reini­
gungs- und lnstandhaltu.ngsarbeiten (RV zum. E1sc�ba�nG, .103 B_lgNR 8. <:,P}. 

Gebäude oder sonstige feste Anlagenteile. die filr die Emchtung e,�er 
,,Hilfseinrichtung" bzw die Durchführung einer .. Hilfstätigkeit" _erforderlich 
werden (z.B Reparaturwerkställe), gelten als Eisenbahnanlagen I von. § l 0
EisenbahnG und unterliegen daher ausschließlich der eisenbnhnrech1hchcn 
Baugenehmigung(§§ 32 ff EisenbahnG). Die Geltendmachung subjektiver öffent­
licher Nachbarrechte ist nicht vorgesehen (dazu Hofmann. ZVR 1983, 66 fl). 

14.2 Eisenbahnnebenbetriebe, das sind gern§ 50 Abs l EisenbahnG auf 
Bahngrund befindliche Betriebe, die zur Deckung der B�dürfnisse �er 
Bahnbenützer bestimmt sind (zB Gast- und Schankgewerbebetnebe), unterlie­
gen nicht der Ausnahmebestimmung des § 2 A�s. 1 Z 15 Ge�O; au� sie finden 
daher die Bestimmungen der GewO und dabet msb auch die Bestimmungen 
der §§ 74ff Anwendung. 

14.3 Auf Material- und Materialseilbahnen im Rahmen von gew BAen 
sind die einschlägigen Bestimmungen der §§ 74 ff GewO tmd des �SchG 
anzuwenden (§ 9 iVm § 51 Abs 4 EisenbahnG). Anschlußbahnen, d1_e den 
Verkehr eines Unternehmens mit dem öffentlichen Eisenbahnnetz verbmden, 
unterliegen hingegen den eisenbahnrechtlichen Vorschriften (§ I II Z 2 iVm 
§ 7 EisenbahnG).

14.4 Berührungspunkte zwischen Eisenbahnrecht und Gewerberecht 
enthalten auch die eisenbahnrechtlichen Anrainerbestimmungen (§§ 38 ff 
EisenbahnG). So dürfen bahnfremde Anlagen jeder Art, also auch die gew 
BAen im Bauverbotsbereich entlang von Eisenbahnen, Straßenbahnen und 
Seilb�hnen nicht errichtet werden (§ 38 Abs I bis 3 EisenbahnG); die 
Erwirkung einer Ausnahmebewilligung ist möglich(§ 38 Abs 4 EisenbahnG). 
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im Gefährdungsbereich (§ 39 Abs I EisenbahnG) von Eisenbahnanlagen 
und Hochspannungsleitungen bedürfen Anlagen, durch die der Eisenbahnbe­
trieb (vor allem durch Sichtbehinderung) gefährdet werden kann, einer 
eisenbahnrechtlichen Bewilligung (§ 39 EisenbahnG). 

14.5 Von Bedeutung ist die Unterscheidung zwischen Eisenbahn- und 
Gewerberecht schließlich bei der Genehmigung von Seilbahnen und Schlepp­
liften. Während es für Errichtung und Betrieb von Haupt- und Kleinseilbah­
nen (§ 6 Abs 1 EisenbahnG) einer eisenbahnrechtlichen Bau- bzw Betriebsbe­
willigung (§§ 32 ff EisenbahnG) bedarf, finden auf die Errichtung und den 
Betrieb von Schleppliftanlagen die Bestimmungen der GewO, insb die §§ 74ff, 
Anwendung (§ 179 GewO iVm § 6 Abs 3 EisenbahnG). 

15. Luftfahrtrecht 261 

Rechtsquellen: LuftfahrtG BGBI 19571253 idF zuletzt BGBI 1975/238; Zivilflug-platz V BG BI 1972/313. 

Literatur: Halbmayer- Wiesenwasser, Das österreichische Luftfahrtrecht (Lose­
blattsammlung, 1964 ff). 

Gern§ 2 Abs I Z 12 und 16 GewO unterliegen nicht der GewO, sondern 
dem LuftfahrtG: 

Betrieb und Hilfsbetriebe von Luftbeförderungsunternehmen (§§ 102 bis 
115 LFG) 
Betrieb und Hilfsbetriebe von Zivilflugplatzuntemehmen (§§ 63 bis 80 
LFG) 
Betrieb von Luftfahrzeugs-Vennietungsunternehmen (§§ 116 bis 118 LFG) 

- Betrieb von Zivilluftfahrerschulen (§§ 42 bis 52 LFG).

Zu den Hilfsbetrieben zählen zB Wartungstätigkeiten an unternehmenseige­
nen Luftfahrzeugen, nicht jedoch Nebenbetriebe wie Flughafenrestaurants oder 
Buchhandlungen (vgl §§ 75 und 103 LuftfahrtG). 

Die GewO und ihr BA-Recht finden daher Anwendung auf 
- alle (gewerblichen) Nebenbetriebe
- die (gewerblichen) Hilfsbetriebe von Luftfahrzeugs-Vennietungsuntemeh-

men und von Zivilluftfahrerschulen. 

Diese und andere luftfahrtfremde Anlagen aller Art (also auch gew 
BAen) bedürfen nach den §§ 86 und 91 LuftfahrtG einer luftfahrtrechtlichen 
Ausnahmebewilligung dann, wenn sie Luftfahrthindernisse iSd § 85 Luft­
fahrtG bilden. Luftfahrthindernisse sind ua alle Bauten in den durch V am 
Flugplatz und in seiner Umgebung festgelegten Sicherheitszonen nach § 86 
LuftfahrtG und außerhalb dieser besonders hohe Anlagen und Anlagen mit 
optischer oder elektrischer Störwirkung. Die Zuständigkeit zur Erteilung der 
Ausnahmebewilligung richtet sich nach der Art des Flugplatzes und nach Art 
und Lage der Anlage (§§ 93, 94 Abs 2 LuftfahrtG). 
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262 16. Schiffahrtsrecht

Rechtsquellen: SchiffahrtsG 1990 BGBl 1989/87; SchiffszulassungsV BGBI 
1990/188; SchiffsfilhrerV BGBI 1990/189; Seen- und Fluß-Verkehrsordnung BGB) 
1990/42. 

16.1 Der Betrieb von Fähren und Schiffahrtsunternehmen mit Wasser­
fahrzeugen unterliegt nicht der GewO (§ 2 Abs I Z 15); er ist nach Maßgabe 
der §§ 75 f SchiffahrtsG (früher nach dem Binnenschiffahrts-KonzessionsG) 
konzessionspflichtig. Die Schiffahrtsanlagen dieser Unternehmen sind somit 
keine gew BAen benötigen aber eine Bewilligung nach dem SchiffahrtsG 
(§ 46). AJs Schiffahrtsanlagen gelten alle unmittelbar der Schiffahrt dienenden
Anlagen, wie zB Häfen, SchJeusen und Schiffumschfagsanlagen. Auf Neben­
betriebe wie Tanklager, Lagerhäuser und Werkstätten findet dagegen die
GewO Anwendung (§ 2 Z 17 SchiffahrtsG). Nicht der GewO, sondern dem
SchiffahrtsG (§§ 140 ff) unterliegen Schiffsführerschulen (§ 2 Abs 1 Z 12
GewO).

Es kann aber auch ein Gewerbebetrieb, der kein Schiffahrts- oder 
Fährunternehmen ist, eine Schiffahrtsanlage betreiben. In praktisch allen 
schiffbaren Gewässern (vgl § 1 SchiffahrtsG und Anlage I dazu) bedarf ihre 
Errichtung wesentliche Änderung oder Wiedervcnvendung nach erloschener 
Bewilligung unabhängig von einer allfälligen Genehmigung.�pllicht nach§ 74 
GewO einer Bewilligung nach § 46 SchiffahnsG. Ausnahmen bestehen für 
Sportanlagen; gewerblich genutzte Sportanlagen gelten aber nicht als solche 

(§ 2 Z 23 SchiffahrtsG).

Bewilligungskriterien sind ua Erfordernisse der Schiffahrt, des Umwelt- und 
Arbeitnehmerschutzes und anderer öffentlicher Interessen sowie das Vorliegen 
einer wasserrechtlichen Bewilligung, wenn eine solche notwendig ist (§ 48 
SchiffahrtsG). Ist die Anlage fertiggestellt, muß für sie eine Benützungsbewilli­
gung erteilt werden (§ 51 SchiffahrtsG). Danach unterliegt sie regelmäßigen 
behördlichen Überprüfungen (§ 52 SchiffahrtsG). 

16.2 Gern§ 65 SchiffahrtsG bedürfen Errichtung, Benützung, Wieder­
verwendung und wesentliche Änderung von Anlagen, die nicht oder nur 
mittelbar der Schiffahrt dienen (also auch gew BAen und Nebenbetriebe zu 
Schiffahrtsanlagen), dann einer schiffahrtsrechtlichen Bewilligung, wenn die 
Anlage an einer Wasserstraße(§ 2 Z 16 und § 14 SchiffahrtsG) liegt. 

16.3 Die Behördenzuständigkeit richtet sich nach der Art des betroffe­
nen Gewässers und der geplanten Anlage (§ 70 SchiffahrtsG). Nach den 
Vorgängerbestimmungen des SchiffahrtsG (§§ 3, 21 SchiffahrtsanlagenG) 
erteilte Bewilligungen gelten als Bewilligungen nach dem SchiffahrtsG weiter 

(§ 72 SchiffahrtsG).

263 17. Bäderhygienegesetz

Rechtsquellen: BäderhygieneG BGBI 1976/254; Verordnung über Hygiene in 
Bädern BGBI 1978/495. 
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Gewerbliche Bäder und Saunaanlagen bedürfen gern § l Abs 2 Bäderhy­
gieneG keiner eigenen Bewilligung nach diesem Gesetz, doch gelten die 
Hygienevorschriften des III. Abschnittes als Schutzbestimmungen iSd § 82 
Abs 1 GewO. die die Gewerbebehörden bei der Genehmigung von genehmi­
gungspflichtigen Bädern und Saunaanlagen anzuwenden haben. 

18. Sicherheitsfilmgesetz 264 

Rechtsquelle: SicherheitslilmG BGB! 1966/264. 

Anlagen, in denen Laufbildfilme gewerbsmäßig verwendet, bearbeitet, 
behandelt, gelagert oder in den inländischen Verkehr gebracht werden, 
bedürfen einer gew BA-Genehmigung unabhängig vom Vorliegen der Voraus­
setzungen des § 74 GewO. Eine Ausnahme von dieser Regel (und damit von 
der allge�einen Genehmigungspflicht nach § 74 GewO) gilt für Anlagen, in 
denen nicht mehr als 300 kg Laufbildsicherheitsfilme (das sind schwer 
entzündliche und schwer brennbare Filme) gelagert werden (§ 8 iVm § 1 
SicherheitsfilmG ). 

19. Raumordnungsrecht 265 

Rechlsqucllcn: RaumordnungsGe der Länder (Burgenland: RaumplanungsG 
LGBI 1969/18 idF zuletzt LGBI 1990/61; Kärnten: RaumordnungsG LGBI 1969/76 
idF LGBI 1990/5; GemeindeplanungsG LGBl 1982/51 idF LGBI 1990/30; Nieder­
österreich: RaumordnungsG LGBI 8000; Oberösterreich: RaumordnungsG 
LGßl 1972/18 idF zuletzt LGBI 1989/91; Salzburg: RaumordnungsG LGBI 1977/26 
idF zuletzt LGBI 1991/22; Steiermark: RaumordnungsG LGBI 1974/127 idF zuletzt 
LGBI 1989/15; Tirol: RaumordnungsG LGBI 1984/4 idF zuletzt LGBI 1990/76; Vor­
arlberg: RaumplanungsG LGBI 1973/ l 5 idF LGBI 1988/61; Wien: Bauordnung 
LGBI 1930/11 idF zuletzt LGBI 1987/29). 

Literatur: Fröhler-Oberndorfer, Raumordnung und Gewerberecht (1980); Hauer,
Raumordnungsgesetze der österreichischen Bundesländer (1984) insb 44ff; Pemthaler, 
Raumordnung und Verfassung III ( 1990), 525 ff; Schwarzer, Rechtsschutz der Betriebe 
gegen heranrückende Wohnbe?.auung, RdW 1987, 223 f; Urschitz, Flächenwidmung und 
gewerbliche Betriebsanlagen, OGZ 1980, 343 ff. 

19.1 Dem Raumordnungsrecht kommt bei der Errichtung gew BAen 
zunächst unter baurechtlichen Gesichtspunkten Bedeutung zu. Errichtung und 
Betrieb von Gewerbeanlagen sind nicht mit jeder raumordnungsrechtlichen 
Widmungskategorie vereinbar; es obliegt daher der Baubehörde in den 
baurechtlichen Verfahren, die Zulässigkeit von Gewerbebetrieben im Hinblick 
auf eine im Flächenwidmungsplan festgelegte Widmung zu prüfen (eingehend 
dazu Hauer, insb 44 ff). 

Wie der VwG H wiederholt festgestellt hat, ist dabei nicht der Betrieb als 
solcher (bzw die Betriebsabläufe) Gegenstand des bau behördlichen Genehmi­
gungsverfahrens, der Baubehörde obliegt es vielmehr lediglich, sich ein 
(ungefähres) ßild über den Betrieb zu verschaffen, um die Genehmigungsfä­
higkeit der Anlage beurteilen zu können (VwSlg 9845 A/1979). Gefordert wird 
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dabei keineswegs eine Erörterung der Details des Betriebes; es genügt 
vielmehr, wenn die Baubehörden prüfen, ob ein bestimmter Betriebstyp (zB 
Kfz-Werkstatt; Großtischlerei) mit der jeweiligen Flächenwidmung in Ein­
klang gebracht werden kann (VwSlg 9382 A/1977; VwGH 12. 1.1988, 87/05/ 
0165), wobei ein widmungswidriger Betrieb nicht durch Auflagen zulässig 
gemacht werden kann (VwSlg 9826 Al 1979). Ob ein bestimmter Betriebstyp 
im Hinblick auf die zu erwartenden Immissionswirkungen als zulässig 
angesehen werden kann, muß anhand der Auswirkungen bestehender Ver­
gleichsbetriebe beurteilt werden (VwGH 15. 10. 1981, 401 /80). Etwas anderes 
gilt freilich, wenn abweichend davon raumordnungsrechtliche Bestimmungen 
ausdrücklich auf den konkreten Betrieb und nicht den betreffenden Betriebs­
typ abstellen (vgl zB § 12 Abs l Z 2 lit c und Z 4 und 5 Salzburger ROG 1977). 

Im Einzelfall ist die Entscheidung über die raumordnungsrechtliche Zuläs­
sigkeit oft schwierig: zulässig zB Fremdenbeherbergungsbetrieb im Wohngebiet 
(VwGH 5. 10 1976, 1929175), Kaffeehaus im Wohngebiet {VwGH 23. 4. 1987, 
86/06/0081), Tankstelle im Wohngebiet (VwSlg 9529 A/1979), Autobusbahnhof 
im Kern-, Büro- und Geschäftsgebiet (VwSlg 9649 A/ 1978); unzulässig zB 
Großtischlerei im Wohngebiel (VwGH 20. 4. 1982, 615/79 und 3078179), Kfz­
Werkstätte im reinen Wohngebiet (VwSlg 11.224 A/ 1983), Betonfertigteilwerk im 
Industrie- und Gewerbegebiet (VwGH 13. 5. 1982, 81/06/0112), Aufbereitungsan­
lage für granulierte Hochofenschlacke im Betriebsbaugebiet (VwGH 11. 1. 1988, 
87/05/0165). 

Probleme hat es immer wieder mit raumordnungsrechtlichen Vorschrif­
ten für Einkaufszentren gegeben: Der VfGH hob eine Reihe solcher Bestim­
mungen als verfassungswidrig auf, weil sie iVm einschlägigen Raumplanungs­
zielen (,,Schutz der Nahversorgung") Einkaufszentren nur bei Lokalbedarf 
zuließen und damit in die Gewerbekompetenz des Bundes eingriffen; die 
Bindung von Einkaufszentren an Sonderflächen ohne Kopplung an ein 
derartiges Raumplanungsziel oder unter Beifügung einer die Bundeskompe­
tenz sichernden Auslegungsregel erachtete der VfGH dagegen für zulässig 
(VfGH 1. 10. 1988, B 684/87 und 17. 6. 1989, B 1399/87 mit Zusammenfas­
sung der Vorjudikatur). Näheres dazu Stolzlec/1ner, Die bundesverfassungs­
rechtlichen Grundlagen des Betriebsanlagenrechts Rz 242, 2.4. 

19.2 Raumordnungsrechtliche Regelungen sind weiters für die BA-Ge­
nehmigung von Belang. Sie gehören nämlich zu jenen Rechtsvorschriften iSd 
§ 77 Abs I zweiter Satz GewO, nach denen das Errichten oder Betreiben einer
BA an einem bestimmten Standort verboten sein kann. Ist also ein bestimmter
Betriebstyp raumordnungsrechtlich an einem Standort unzulässig, muß auch
die Gewerbebehörde den Genehmigungsantrag abweisen.

Näheres hiezu s Lexikon „Flächenwidmungspläne" Rz 43, .,Raumord­
nung" Rz 89 und „Standortverbot" Rz 101 sowie Krebs, Die Standortvoraus­
setzung nach § 77 Abs 1 zweiter Satz GewO Rz 198 f. 

19.3 Ein besonderes Problem im Spannungsfeld zwischen Raumord­
nungs- und Gewerberecht bildet schließlich die an eine BA heranrückende 
Wohnbebauung. Zwar räumt die GewO neu hinzugekommenen Nachbarn kein 
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Recht auf Belästigungsschutz durch nachträgliche Auflagen ein (vgl § 79 Abs 2 
Gewü), doch können sich Schwierigkeiten durch Gesundheitsgefährdungen 
und vor allem bei Betriebserweiterungen (§ 81 GewO) ergeben. Solche 
Konflikte können durch gute Raumordnungspolitik vermieden werden; 
entstehen sie trotzdem, stellt sich die Frage nach der Rechtmäßigkeit der 
entsprechenden Flächenwidmungspläne. 

Eine Umwidmung von Nachbargrundstilcken zu Wohnzwecken kann 
gesetzwidrig sein, wenn das R'.'_umordnungsgesetz (zB § 14 Abs 2 Z 8 NÖ ROG; 
§ 2 Abs 6 Z I und § 16 Abs 2 00 ROG) die Vermeidung gegenseitiger Beeinträch­
tigung von Flächen verschiedener Widmungskategorien vorschreibt (vgl etwa
VfSlg 10.703/1985 und VfGH 2.12.1989, V 16, 17/89).

Diese Gesetzwidrigkeit kann der Anlagenbetreiber, wenn er mit zusätzlichen 
Aunagen rechnen müßte, durch eine Beschwerde gern Art 144 B-VG gegen den 
Baubewilligungsbescheid des Nachbarn nach Erschöpfung des Instanzenzuges 
vor dem VfGH geltend machen (vgl VfSlg 10.703/1985 und Schwarzer).

20. Baurecht 266 

Rechtsquellen: Bauordnungen der Länder(Burgenland: Bauordnung LGBI 1970/ 
13 idF zuletzt LGBI 1986/62; Kärnten: Bauordnung LGBI 1969/48 idF zuletzt 
LGBI 1985/24; Bauvorschriften LGBI 1985/56 idF LGBI 1990/37; Niederösterreich: 
Bauordnung LGBI 8200; Oberösterreich: Bauordnung LGBI 1976/35 idF zuletzt 
LGBI 1988/68; Salzburg: BebauungsgrundlagenG LGBI 1968/69 idF zuletzt 
LGBI 1985/79; BaupolizeiG LGBI 1973/117 idF zuletzt LGBI 1988/75; BautechnikG 
LGBI 1976/75 idF zuletzt LGBI 1983/32; Steiermark: Bauordnung LGBI 1968/149 idF 
zuletzt LGBI 1990/68; Tirol: Bauordnung LGBI 1989/33; Vorarlberg: BauG 
LGBI 1972/39 idF zuletzt LGBI 1983/47; Wien: Bauordnung LGBI 1930/11 idF zuletzt 
LGBI 1991/15) und baurechtliche Nebengesetze (zB GaragenGe, Altstadterhaltungs­
und OrtsbildschutzGe, ÖlfeuerungsGe sowie FeuerpolizeiGe). 

Literatur: Krzizek, System des österreichischen Baurechts I (1972) 134ff; Knizek,

Die Genehmigung der gewerblichen Betriebsanlage ( 1964) 38 ff; Schwarzer, Österreichi­
sches Luftreinhaltungsrecht (1987) 159, 168 ff, 179 ff. 

20.1 Soll eine gew BA - was fast immer der Fall sein wird - auch 
Baulichkeiten (,,Anlagen, zu deren Herstellung ein wesentliches Maß bautech­
nischer Kenntnisse erforderlich ist, die mit dem Boden in eine gewisse 
Verbindung gebracht und wegen ihrer Beschaffenheit geeignet sind, die 
öffentlichen Interessen zu berühren": zB VwGH 8. 7. 1963, 1666/62) umfas­
sen, bedürfen diese auch einer Genehmigung nach Maßgabe der Landesbau­
vorschriften. 

Eine Sonderregelung trifft die Verfassungsbestimmung des § 29 Abs 13

A WG: für die Errichtung oder Änderung der in Abs 1 genannten Anlagen 
(besondere Abfall- und Altölbehandlungsanlagen, zB Aufbereitungsanlagen, 
Abfallverbrennungsanlagen, bestimmte Deponien einschließlich hochbauli­
cher Anlagen) ist eine baubehördliche Genehmigung nicht erforderlich. Die 
bautechnischen Bestimmungen der Bauordnung des jeweiligen Landes sind 
(im Konzentrationsverfahren gern § 29 Abs 2 leg cit) zu berücksichtigen. 

241 
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20.2 Hinsichtlich der Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen den 
Gewerbebehörden und den Baubehörden gilt entsprechend dem Kumula­
tionsprinzip (s oben Rz 247), daß die Gewerbebehörden nur im Rahmen der 
ihnen verfassungsrechtlich eingeräumten Zuständigkeit einzuschreiten befugt 
sind und daß daher den Gewerbebehörden gern Art I O Abs I Z 8 8-VG 
lediglich die Handhabung der gewerberechtlichen Bestimmungen zusteht, die 
Handhabung der baurechtlichen Vorschriften hingegen den Baubehörden 
(VwSlg 4080 A/1956). Die Prüfung einer BA daraufhin, ob sie den baurechtli­
chen Vorschriften einschließlich jener über die Widmung der Liegenschaften 
entspricht, fällt daher in die ausschließliche Zuständigkeit der Baubehörden 
(VwSlg 8297 A/1972; vgl aber die Berücksichtigung von raumordnungsrecht­
Iichen Standortverboten im gewerberechtlichen Verfahren gern § 77 Abs I 
zweiter Satz GewO - dazu oben 19.2). Es besteht kein (positiver) Kompetenz­
konflikt zwischen Baubehörden und Gewerbebehörden (VwGH 19. 9. 1985, 
85/06/0051 ). 

20.3 Aus dem Grundsatz der Zuständigkeitstrennung folgt aber auch, 
daß Gewerbebehörden und Baubehörden unabhängig voneinander ein Projekt in 
Orientierung an den von ihnen zu vollziehenden Rechtsvorschriften zu 
beurteilen haben. 

So besteht für die Gewerbebehörde keine Bindung an einen Baubewilli­
gungs- und Benützungsbewilligungsbescheid der Baubehörde; sie hat jene 
Maßnahmen vorzuschreiben, die dem Umstand entspringen, daß die Räum­
lichkeiten dem Gewerbebetrieb dienen (VwGH 15. 3. 1979, 1966/77). Es 
besteht auch keine gesetzliche Grundlage dafür, daß die Gewerbebehörde mit 
ihrer Entscheidung bis zu einer baubehördlichen Genehmigung zuzuwarten 
hätte (VwG H 25. 9. 1990, 90/04/0013). 

Umgekehrt sind Auflagen der Gewerbebehörde für das Baugeschehen 
insofern von Bedeutung, als der Gewerbebetreibende sein Bauvorhaben 
dementsprechend zu gestaJten hat (zB Einbau ein-es Lüftungsschacht , eines 
zusätzlichen Fensters). Den Baubehörden obliegt die Prüfung der baurechtli­
chen Zulässigkeit derartiger Maßnahmen. Die Gewerbebehörden mü�sen bei 
der Vorschreibung von Auflagen deren baurechtliche Zulas igkeit nicht als 
Vorfrage prüfen (ua VwGH 14. 2. 1980, 2675/77). Siehe auch unten Wend/,
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20.4 Baubehörde erster Instanz ist idR der Bürgermeister. Manche 
Landesregierungen haben von der Ermächtigung gern Art 118 Abs 7 8-VG 
Gebrauch gemacht und auf Antrag der Gemeinde die Zu tändigkeit in 
Bausachen betreffend gew BAen mittels Yen auf die BezVerwßeh übcrtrng�n. 
Fast alle Bauordnungen sehen vor daß die. Bauverhandlung gemein am mit 
der gewerberechtlichen Verhandlung durchgeführt werden soll. 

21. Naturschutzrecht

Rechtsquellen: Natur- und LandschaftsschutzGe der Länder (Burgenland: Natur­
schutz- und LandschaftspnegeG LGBI 1991 /27; Ktirnten: �aturschutzG LG BI l 9�6/56 
idF zuletzt LGBI 1988/4; NationalparkG LGBI 1983155 1dF LGBI 1986/57; Nieder-
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Österreich: NaturschutzG LGBI 5500; Oberösterreich: Natur- und LandschaftsschutzG 
LGBI 1982/80 idF zuletzt LGBI 1988/72; Salzburg: NaturschutzG LGBI 1977/86 idF 
zuletzt LGBI 1990/43; NationalparkG LGBI 1983/106 idF LGBI 1989/89; Steiermark: 
NaturschutzG LGBI 1976/65 idF LGBI 1985/79; Tirol: NaturschutzG LGBI 1991/29; 
Vorarlberg: NaturschutzG LGBI 1969/36 idF LGBI 1988/23; LandschaftsschutzG 
LGBI 1982/1 idF LGBI 1988/22; Wien: NaturschutzG LGBI 1985/6) sowie die ein­
schlagigen DVen. 

Literatur: Lielir-Stöberl, Kommentar zum .NÖ Naturschutzgesetz (1986); Meli­
char, Die Entwicklung des Naturschutzrechtes in Österreich, in: FS Fröhler (1980) 
155 ff; Unkart, Institutionen des österreichischen Naturschutzrechts (1967); Von 
Strukturproblemen des österreichischen Naturschutzes (SWA-Rechtsgutachten Nr 58, 
1986). 

Für gew BAen ist aus dem Bereich des Naturschutzrechts vor allem der 
Landschaftsschutz von Bedeutung, der aber nicht im Rahmen des BA-Geneh­
migungsverfahrens von der Gewerbebehörde wahrzunehmen ist. 

21.1 Die meisten Naturschutzgesetze sehen einen allgemeinen Land­
schaftsschutz, so etwa eine für das ganze Land geltende Anzeigepflicht von 
wesentlichen, landschaftsbeeinträchtigenden Maßpahmen vor, zu denen auch 
die Errichtung bestimmter BAen zählt (§ 20 Sbg NaturschutzG: Errichtung 
und wesentliche Änderung von Anlagen zur Gewinnung von Steinen, 
Schotter, Sand etc sowie Errichtung und wesentliche Änderung von Lagerplät­
zen über 1000 m2

, von Aufstellungsplätzen des Autohandels über 1000 m2
, von 

Schrottplätzen über 1000 m2 und von Parkplätzen über 2000 m2 etc). Manche 
Gesetze ermächtigen darüber hinaus die Behörde zur Vorschreibung natur­
schutzrechtlicher Auflagen und in bestimmten Fällen sogar zur Untersagung 
des Vorhabens (vgl etwa § 20 Abs 2 Sbg NaturschutzG). Außerdem unterwer­
fen die Naturschutzgesetze in aller Regel die Aufstellung oder Anbringung 
von Ankündigungen (Werbetafeln etc) einer naturschutzrechtlichen Behand­
lung, sei es in Form einer Anzeigepflicht (vgl § 20 Abs 12 lit d Sbg 
NaturschutzG), sei es in Form einer ausdrücklichen Bewilligung. 

21.2 Strengere Vorschriften bestehen in geschützten Gebieten (Natur­
schutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, geschützter Landschaftsteil, Uferzone, 
Naturpark, Nationalpark etc). Grundsätzlich ist dort für alle Bauten, also auch 
für die Errichtung gew BAen, eine naturschutzrechtliche Genehmigung 
erforderlich. Errichtung und Betrieb von Anlagen, die mit einem Eingriff in 
die Natur verbunden sind, sind meist überhaupt verboten, doch können unter 
bestimmten Voraussetzungen Ausnahmegenehmigungen erwirkt werden. So­
weit nicht im Gesetz selbst verankert, können solche Verbote in den Ven bzw 
Bescheiden (bei kleinräumigen Schutzgebieten, mit denen das jeweilige 
Gebiet zur Schutzzone erklärt wurde) enthalten sein. Erfahren Anlagenbetrei­
ber durch eine nachtr11gliche Unterschutzstellung Einschränkungen ihrer 
Rechte, so kann ihnen ein Anspruch auf Entschädigung zustehen. 

Auch naturschutzrechtliche Verbote gehören zu jenen Rechtsvorschriften, 
die gern § 77 Abs I zweiter Satz GewO zur Versagung der Genehmigung filr eine 
BA wegen ihrer Unzulässigkeit an einem bestimmten Standort führen können. 
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Siehe dazu auch Krebs. Die Standortvoraussetzung nach § 77 Abs 7 zweiter Satz 
GewO Rz 199, 4.2. 

21.3 Naturschutzbehörde ist die BezVerwßeh oder die Landesregie­
rung; die Zuständigkeit richtet sich nach dem jeweiligen Verfahren. Eine 
Parteistellung von Nachbarn ist dem Naturschutzrecht fremd. Auch ßestim­
mu_ngen zur Verfahrenskonzentration finden sich darin nicht; manche Länder 
räumen aber (behördlichen) .,Umweltschutzanwälten" Rechte im Verfahren 
ein (zB § 11 Nö UmweltschutzG LGBI 8050; § 3 Salzburger Landes-Umwelt­
anwaltschaftsG LGBI 1987/25). 
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